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AlB-Aktuell : 
Historische Wende in Angola 
Der 31 . Januar 1975 ist ein Markstein in der 
vom Widerstandskampf gegen den Kolonialismus 
geprägten Geschichte Angolas . An diesem Tag 
fand in Luauda , der Hauptstadt des Landes, 
die feierliche Vereidigung der neuen Uber­
gangsregierung statt . Die historische Bedeu­
tung dieser Zeremonie wird aber erst deut­
lich, wenn man um die zahlreichen Schwierig­
keiten und Widerstände weiB, die beseitigt 
werden mußten , um Angola in die Unabhängig­
keit zu führen . 

Hindemiu e auf dem Weg :zur Unabhängigkeit 

Im Gegensatz zu Guinea-Bissau und Mo~ambique 
gibt es in Angola keine einheitliche Befrei­
~8bewegung . Schwerwiegende Differenzen 
zW1schen der MPLA , FNLA und UNITA verhinderten 
den koordinierten gemeinsamen Kampf gegen 
die portugiesische Kolonialmacht . 
Zudem ist Angola reich an natürlichen Res­
sourcen, vor allem an Erzen und Erdöl. Das 
Interesse der einheimischen weißen Bourgeoi­
sie und der zahlreich vertretenen imperiali­
stischen Konzerne am Reichtum des Landes 
erklärt auch, weshalb der Widerstand dieser 
Kreise gegen den Unabhängigkeitskampf des an­
golesischen Volkes besonders hartnäckig und 
heftig ist . So ist es ein offenes Geheimnis , 
daß reaktionäre Kräfte mit Unterstützung der 
CIA Putschpläne ausarbeiteten und konterre­
volutionäre Separatistenbanden - etwa die 
'Front zur Befreiung der Exklave Cabinds ' 
(FLEC) - fördern . Der US- Konzern Gulf Oil, 
der die reichhaltigen Ölfelder in Cabinda 
ausbeutet, ist in höchstem Maße daran inter­
essiert, sich in einem von Angola abgespal­
tenen Cabinda wie eh und Je volle Bewegungs­
freiheit und maximale Profitaussichten zu 
sichern. 

Nach mehreren bilateralen Kontakten kam es 
A.nfang Januar d . J . durch die Vermittlung des 
StaatspräSidenten von Kenia , Kenyatta , und 
der Organisation für Afrikanische Einheit 
(OAU) zu einem Treffen der Repräsentanten 
der 3 Befreiungsbewegungen. Dr . Neto (MPLA) , 
Holden Roberto (FNLA) und Dr . Savimbi (UNITA) 
eini6ten sich in Mombasa , der Hauptstadt 
Kenias, in einer Grundsatzerklärung auf ein 
gemeinsames Programm (siehe Kasten "Grund­
satzerklärung der angolesischen Befreiungs­
bewegungen") . Au!' der Grundlage dieses Pro ­
gramms begannen in Alvor (Portugal) die Ver­
handlungen mit der portugiesischen Regierung 
über die Unabhängigkeit Angolas, deren wich­
tigstes Ergebnis die Festlegung des 11 . No ­
vember 1975 als Tag der offiziellen Unabhän­
gigkeitserklärung Angolas war . 
Zwischenzeitlich werden die 3 Befreiungsor­
ganisationen und portugiesische Vertreter in 
einer Obergangsregierung gemeinsam das Land 
verwalten . 

Bis zum Tage der Einigung von MPLA., FNLA und 
UNITA hatte die internationale Reaktion alle 
Hebel in Bewegung gesetzt, um eine Verstän­
digung der drei Organisationen zu verhindern . 
Mit Enttäuschung und Wut reagierte man daher 
auf die gemeinsame Erklärung von Mombasa und 
auf die Verhandlungsergebnisse mit Portugal . 
So gab die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
z .B. ihrer Hoffnunp; Ausdruck, daß es mcht ge­
lingen werde , "die Machtkämpfe zwischen den 
zerstrittenen Führern der schwarzen Angola­
ner bis zum 11. November zu unterbrechen" j 

ein "Bürgerkrieg in Angola" sei kaum ver­
meidbar . 

Sicherlicn W1rd es auf dem Wege zu einem un­
abhängigen , demokratischen Angola noch viele 
Hindernisse und SChwierjgkeiten zu überwin­
den geben. Sicherlich hat der Imperialismus 
sein Interesse an einem 'Roll back' in Angola 
nicht verloren . 

Gemeinsames Programm von MPLA, FNLA ",nd UNITA 

Diese schwierige Situation erforderte als 
ersten und wiChtigsten Schritt die Einigung 
der drei Befrei~sorganisationen unterein­
ander , um sodann gemeinsame Verhandlungen 
mit Portugal über den Entkolonialisierungs­
prozeß aufzunehmen . 

Eines aber ist ebenso sicher: Die Chancen der 
Feinde Angolas werden umso geringer, je en­
ger die Befreiungsbewegungen zusammenarbeiten 
und je s t rikter der angolesisch- portugiesi ­
sehe Vertra~ in die Tat umgesetzt wird . 

Grundsatzerklärung 
der angolanischen 
Befreiungsbewegungen 
Die drei angolonbchen Befreiungsb_e. 
gUl)gen (FNLA, MPLA und UNITA), die 
'10m 3. bis 5. Januar 1975 In Momboso, 
Republik Kenio, zusommengetroffen 
sind. hoben tiefgründig und sorgfaltig 
die politiKhe Situotion Angolos In sei· 
nem derzeitigen Stodlum der Entkolo· 
nlollsle"'lng anolysiert. 

Oa'lon ausgehend, daß om 10. Januar 
1975 in Portugal die Glpt.lkonferenz 
mit dem Ziel 'Ion kon~tltutlonellen Ver· 
handlungen zwischen den drei angola. 
nischen Befreiungsbewegungen begln. 

nen wird und daß die besogte Konfe· 
renz zur GrOndung einer Obergangsre. 
glerung und folglich zur nationalen Un. 
abhanglgkelt führen wird, hoben die 
Delegationen der FNLA, MPLA und 
UNITA folgende gemelnsome Grund· 
sauerldarung vereinbart und a ngenom· 
men: 

1. Zur terrlloriolen Int-vritöl : 
Die drei Befreiungsbewegungen bekräf· 
tlgen Ihre Entschlossenheit. die territo· 
riale IntegriUlt Angolas und da. Territo­
rium Innerhalb leiner derzeitigen geo· 
graphilchen und administrativen Gren. 
zen zu Khützen. Eben In diesem Rah· 
men wi rd Cablnda als integraler und 
unven!luBertlcher Bestandteil Angolas 
betrachtet. 

2. Zu r nationalen Einheit: 
Oie Delegationen der FNLA. MPLA und 
UNITA haben sich voll und ganz zu dem 
Z!el '1erpfllchtet, eine gerechte und d. 
mokratlsche Gesellschaft In Angola auf­
zubouen, die Jede ethnische, raulsdle 
und rellglale Diskriminierung IOwle Jede 
andere Form der Diskriminierung besel· 
tlgt. 

3. Zur WirtKhoftsloge : 
Oie drei Befreiungsbewegungen regl. 
strleren mit Besorgnis dre Verschlechte· 
rung der Y{irtschoftslage In Angola. Die 
drei Bewegungen veriangen, daß die 
portugiesische Regierung unverzOglich 
wirksame Maßnahmen trifft. die die In­
teressen der' Arbeitet .chOuen und die 
wirtschaftliche Entwicklung sowie den 
Proze6 des nationalen Wiederaufbaus 
Im Lande stimulieren. 

3 

/ 



Südliches Afrika 

Bericht vom 
Südafrika -Tribunal 
am 15. Februar 1975 in Bonn 

Am 15. Februar 1975 fand in der Stadthalle 
Benn- Bad Godesberg das vom Antiimperialisti­
schen Solidaritätskomitee (ASK) und der Anti­
Apartheid Bewegung (AAB) veranstaltete "Tri­

bunal gegen Kolonialismus und Apartheid im 
Südlichen Afrika" statt, das von den Teilneh­

mern und internationalen Gästen als großer 
Erfolg gewertet wurde . Die Veranstalter sa­
hen in dem Tribunal zugleich einen ermutigen­
den Auftakt zur Entwicklung einer starken 

SOlidaritätsbewegung mit den Völkern des Süd ­
lichen Afrika in der Bundesrepublik . 

Unterstrichen wurde dieser Eindruck durch 
die Bereitschaft der Organisation für Afro ­
Asiatische Völkersolidarität (AAPSO) , das 
Tribunal international zu unterstützen und 

nicht zuletzt in einem an das Tribunal ge­
richteten Telegracm des Vorsitzenden des UN­
Sonderausschusses gegen Apartheid, Edwin 
Ogebe Ogbu: 

"Ihre Bemühungen, die Verbrechen der südafri ­
kanischen Rassisten gegen die große Hehrheit 
der Bevölkerung dieses Landes der Öffentlich­

.keit bekannt zumachen und die volle Verwirk-

l 

lichung der UN-Resolutionen zu fördern , sind 
eine wertvolle Unterstützung der Bemühungen 
der Vereinten Nationen, das Apartheidsystem 
zu vernichten . " 

Gäste aus dem 1n- und Ausland traten als Be ­
troffene und Experten auf dem Tribunal auf : 

P . Jordan vom African National Congress of 
South Africa (ANC); 
H. Habhida , Vizepräsident des South African 
Congress of Trade Unions (SACTU); 
T. Silundika , Intormationsminister der Zim­
babwe African Peoples Union (ZAPU); 
R. Chiwara von der Zimbabwe Arrican National 
Union (ZANU); 
A. Nuukuawo und B. Amathila von der South 
West Africa Peoples Organisation (SWAPO) i 

O. Paliwal, stellvertretender Generalsekretär 
der Organisation für Afro-Asiatische Völker­
solidarität (AAPSO); 
Reverend Don Horton , Sonderberater beim Öku­
menischen Rat der Kirchen (ÖRK) in Genf; 
Abdul Minty , Ehrenpräsident des Anti-Apart ­
heid Movement Großbritanniens ; 
Prof. Dr . P . Pierson Methy, Professor für 
Völkerrecht an der Universität Brüssel j 
P . Tanzmeier, BASF-Jugendvertreter; 
Dr . E. Runge , Film- und Buchautorin aus Mün­
chen. 

fI 

r-
I ) 

Auf einar Prassekonfarenz am 14. Februar 1975 s tellten s ich den Fragen der Journalisten (von l inks nach 
recht s ): O. PaU,,·al (AAPSO), P . Jourdan (ANC) , M. Mabhida (SACTU) , T . Silundika (ZAPU), A. Nuukuawo und 
B. Amnthila ( SWAPO) . 
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Eröf'f'nung des "TribunaLs gegen 1I.0.10n1aLl.srnus und Apar theid im Stidlichen A1"rika" durch den 
Spr echer des Antiimperialistischen Solid ari tät skomitees . Prof' . Erieh Vulf'f' 

Die Vertreter der Befreiungsbewegungen und 
des Südafrikanischen Gewerkschaftskongresses 
berichteten auf dem Tribunal von jer Unter­
drückung, Ausbeutung und Qenschenunwüxdigen 
Lage der Völker in der Republik Südafrika, 
Namibia und Zimbabwe . Sie informierten über 
die Aufgaben, Erfolge und SChwierigkeiten ih­
res Befreiungskampfes . Sie verurteilten aufs 
Schärfste die von den herrschenden Kreisen 
der ERD geleistete Unterstützung für die 
Apartheidregimes der Republik Südafrika und 
Rhodesiens. 

Diese Unterstützung durch die Regierung der 
ERD und die Investitionen von über 300 west ­
deutschen Unternehmen waren Gegenstand des 
gemeinsamen Referates der Veranstalter . Die 
Anklageschrift weist anband neue ster Fakten 
und Aussagen die fortwährenden Brüche der 
UN-Sanktionsbeschlüsse durch die ERD nach . 
Sie liefert neues Beweismaterial zu umfang­
reichen Waffenlieferungen an die Republik 
Südafrika. Sie belegt die politische Schützen­
hilfe der ERD-Regierung für die Hassistenre­
gimes . Sie klagt die westdeutschen Konzerne 
der räuberischen Auspre ssung und der Stützung 
der Apartheidsysteme an . 

In einer gemeinsamen Abschlußerklärung leite­
ten die Veranstalter aus diesen Anklagepunk­
ten die wiChtigsten Aufgaben und Forderungen 
der westdeutschen SOlidaritätsbewegungen ab : 

Abschlusserklärung 
des Südafrika - Tribunals 

"Das Tribunal gegen Kolonialismus und Apart ­
heid im südlichen Afrika kommt zu dem Schluß : 
Apar theid ist ein Verbrechen an der Mensch­
heit . 
Der Sicherheitsrat der Vere inten Nationen 
bezeichnet sie als etwas, das "dem Gewissen 
der Menschheit ein Gr euel" ist . Alle Organe 
der Vereinten Nationen , die sich mit Men-

schenrechten, Rassendiskriminierung und Ent­
kolonialisierung befassen, haben die Apart­
heid entschieden verurteilt. Die Mitglieds­
staaten der UNO erklärten anläßlich des 25 . 
Jahrestages der Vereinten Nationen feierlich : 
"Wir verurteilen auf das Schärfste die ab­
scheuliche Politik der Apartheid , welche ein 
Verbrechen gegen das Gewissen und die Würde 
der Menschheit darstellt , und wie der Nazis­
mus den Grundsätzen der Charta widerspricht. 
Wir beteuern •.. unsere EntSChlossenheit , kei­
ne Anstrengung zu scheuen, ••• um die Ausrot­
tung der Apartheid in Südafrika sicherzustel­
len . " 

( ... ) 
Der Widerstand gegen das faschistische Re­
gime in Südafrika und Namibia und die weiße 
Minderheitsregierung in Rhodesien wird stän­
dig breiter . Das Tribunal gegen Kolonialismus 
und Apartheid im südlichen Arrika unterstützt 
alle Bestrebungen, die auf wirkliche Unab­
hängigkeit, Freiheit und Demokratie der Völ­
ker im südl~chen Afrika hinzielen . Es er­
klärt insbesondere seine uneingeschränkte So­
lidarität mit den Befreiungsbewegungen, die 
den Kampf gegen rassistische Unterdrückung 
und koloniale Ausbeutung aufgenommen haben . 
Das Tribunal folgt den En~schließungen über 
Apartheid der Generalversammlung der Verein­
ten Nationen und rordert daher die Bundesre­
gierung auf : 
1 . die militärische Zusammenarbeit mit dec 

südafrikanischen Regime zu beenden und 
die Lieferung militärischer Ausrüstungs­
gegenstände und Waffen nach Südafrika un­
verzüglich einzustellen; 

2 . jegliche wirtschaftliche Investitionen in 
SÜdafrika , Namibia und Rhodesien zu ver­
hindern; sie muß vor allem den geplanten 
Bau einer Urananreicherungsanlage der 
Firma STEAG (Essen) in Zusammenarbeit mit 
der bundeseigenen Gesellschaft für Kern­
forschung (Karlsruhe) in Pelindaba , Süd­
afrika, unterbinden; 

3 . die Verstöße gegen die Sanktionsbeschlüsse 
des UN-Sicherheitsrates zu Rhodesien straf­
rechtlich zu verfolgen; das gilt vor allem 
für die Aktivitäten der Firmen Klöckner 
und Neuenkirchner Eisenwerk e ; 

4 . das Konsulat der Bundesrepublik in Wind­
hoek sofort zu schließen ; 

5. das Kulturabkommen zwischen der Bundesre­
publik Deutschland und der Republik Süd­
afrika zu kündigen; 
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6. die grundgesetzwidrige südafrikanische 
Rassismus- Propaganda in der Bundesrepublik 
unter Strare zu stellen; 

7· eindeutige diplomatische Schritte zur in­
ternationalen Isolierung des Apartheid­
Regimes zu unternehmen und entsprechende 
Maßnahmen der Vereinten Nationen zu unter­
stüt zen, insbesondere die UN-Konvention 
"Apartheid als Verbrechen" zu unterzeich­
nen; 

8 . die Befreiungsbewegungen als rechtmäßige 
Vertreter der Völker des Südlichen Arrika 
anzuerkennen und zu unterstützen . 

Wir appellieren an alle , 

sich für einen Einwanderungsstopp nach 
Südafrika einzusetzen , 
den Boykott südafr1kanischer Produkte, ins­
besondere von Outspan- Zitrusfrüchten, Kap­
Wein, u . a. , zu verstärken, 
alle Kultur- und Sportveranstaltungen, an 
denen Südafrikaner unter dem Vorzeichen 
der Apartheid teilnehmen, zu boykottieren, 
die Folter und Mißhandlung Gefangener und 
Inhaftierter in Südafrika zu verurteilen, 
Aktionen, Veranstaltungen, Geldsammlungen 
zur Unterstützung des Befreiungskampfes 
der Bevölkerung von Südafrika, Namibia und 
Zimbabwe zu organisieren. 

Ein hoher südafrikanischer Beamter äußerte 
vor einiger Zeit seine Sorge darüber , daß 
Südafrika in Westeuropa zunehmend isoliert 
werde . Doch erleichtert fügte er hinzu : 
"Thanks God , we still have West - Germa.o;y" 
(Gott sei Dank haben wir noch Westdeutsch­
land) • 
Unsere Aufgabe ist es, erstens zu beweisen, 
daS sich dieser Herr mit seinem religiösen 
Dank in der Adresse geirrt hat, und zweitens 
zu erreichen, daS derartige Dankesworte den 
weiß~n Herren in Südafrika für immer verge­
hen . 

Zum besonderen Anliegen für die Solidaritäts­
bewegung in der BRD erhoben die Veranstalter 
das aktive Bemühen um die Freilassung aller 
politischen Gefangenen in der Republik Süd­
arrika , Namibia und Zimbabwe. 
Eine entsprechende, vom ASK und der AAB vor­
gelegte Resolution fand die Unterstützung 
aller Anwesenden: 

Resolution 
zu den politiSChen 6efangenen 

im Südlichen Afrika 
"In der Republik Südafrika besteht gegenwär­
tig eine grundsätzlich ungerechte und dis ­
kriminierende Gesellscbaftsordnung; diese Un­
gerechtigkeit und Diskriminierung stellt die 
primäre , institutionalisierte Gewalt dar , 
die erst di e Gegengewalt der sogenannten 
Terroristen oder Freiheitskämprer ausgelöst 
hat . " 
Dieser Erklärung , die der Südafrikanische 
Rat der Kirchen am 2. August 1974 abgegeben 
bat, stimmen wir zu . Darum liegt auch die 
Schuld an den sogenannten Vergehen der poli­
tischen Gefangenen in Südafrika , Namibia und 
Zimbabwe eindeutig bei den dortigen Regierun­
gen, die eine "grundsätzlich ungerechte und 
diskriminierende Gesellschaftsordnung" auf-

ES rechterhalten . Ihr Herrschaftssystem bezeich-

net der Sicherheitsrat der Vereinten Natio­
nen als Verbrechen an der Menschheit . 
Die politischen Gefangenen werden häufig ohne 
Gericbtsurteil jahrelang inhaftiert , unter 
Hartbedingungen, die gegen die fundamentalen 
Menschenrechte verstoßen. Nach Berichten von 
"Amnesty International" sind Folter an der 
Tagesordnung . In Rhodesien gibt es drei Kate­
gorien von Gefangenen: 
"Restrictees" oder Verbannte werden für meh­
rere Jahre ohne Gerichtsurteil unter Haus­
arrest gestellt, in ein bestimmtes oder aus 
einem bestimmten Gebiet verbannt . Sie können 
keiner Arbeit nachgehen und stehen unter po­
lizeilicher Überwachung . 
"Detainees" oder Verhaftete standen ebenfalls 
nie~als vor einem Gericht und wissen nicht, 
wie lange ihre Hartzeit andauern wird . Sie 
werden in "Haftlagern" oder Gefängnissen 
festgehalten . 
"Convicted Prisoners" oder verurteilte Ge­
fangene werden meist unzureicbend ernährt 
und bekleidet und leben unter den "schlech­
testen hygienischen" Bedingungen. Ihre ärzt­
liche Versorgung ist mangelhart . 
Ein lückenloses System von Arbeits- und Ras­
senge setzen dient der absoluten Vorherr­
schaft der weißen Minderheit in Südafrika 
und Namibia . Jeder Arrikaner, der ohne Geneh­
migung seinen Wohnort bzw. Arbeitsplatz ver- -
lii.St oder "weiBe" Gebiete betritt, kann nach 
dem Paß-Gesetz verhaftet werden. Der Friedens­
nobelpreisträger Albert Luthuli wurde nach 
dem "Anti-Sabotage-Gesetz" verhaftet, wonach 
alle, die politisch verdächtig sind, unter 
Hausarrest gestellt oder inhaftiert werden 
können . Bannsprüche werden ohne jegliche 
Verhandlung ausgesprochen . Danach dürfen die 
"gebannten Personen" nicht an Ansammlungen 
von mehr als zwei Personen teilnehmen; ihre 
Bewegungsfreiheit ist auf den Wohnsitz be­
schränkt; sie müssen sich wöchentlich bei der 
Polizei melden und dürfen nur an Arbeitstagen 
ihr Haus verlassen. Im Jahre 1968/69 waren 
in Südarrika insgesamt 500 . 000 Menscben durch 
Gerichtsurteil in Haft . 187 Kinder wurden 
im Ger~is geboren, 25 .933 Schläge körper­
licher Zuchtigung wurden verhängt . 34D Todes ­
fälle ereigneten sich in Gefängnissen . 116 
Hinrichtungen, das sind 50 Prozent aller 
ofriziell bekannt gegebenen Todesurteile der 
ganzen Welt, wurden hier vollstreckt . 
Wir protestieren entschieden gegen eine der­
artige Rechtssprechung , gegen die unerträg­
lichen Haftbedingungen , gegen die Bannsprüche 
und Verhartungen ohne Gerichtsurteil . ~ 

Wir fordern die sofortige Freilassung von 
Nelson Mandela (Südafrika) Bermann 1oivo 
Ja Toivo (Namibia) sowie ailer anderen poli­
tischen Gefangenen im südlichen Afrika, die 
auf Robben Island oder in anderen Strafan­
stalten gefangen gehalten werden." 



) .-~-------------

SUOAFRIKA-SERIE/TEIL 4 
Alfred Babing 

Namibia - Opfer des Expansionismus der Republik Südafrika 
Oie aggressive Politik des Apartheid-Regimes wirkt sich nach auBen in 
besonderem Maße auf Namibia aus. Die widerrechtliche Okkupation durch 
Südafrika dauert bereits mehrere Jahrnt]nte an. Die südafrikanischen 
Rassisten haben in Namibia ein koloniales He,rrschaftssystem errichtet, 
dessen rassistischer Unterdrückungsapparat von Jahr zu Jahr ausgebaut und 
perfektioniert wird. Das AP8rtheid-Regime setzt sich willkürlich über das 
Gutachten des Internationalen Gerichtshofes. der die Illegalität der süd­
afrikanischen Okkupation unm ißverständlich unterstrichen hat. hi nweg. 
Södafrika mißachtet die einschlägigen Resolut ionen des Sicherheitsrates und 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen und lehnt jede effektive 
Veränderung des Status qua von Na-nibia ab. 
Das Aprtheid-Regime ist damit das Haupthindernis zur Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechtes des Volkes von Namibia. Doch die Rassisten 
Südafrikas könnten nicht so selbstherrlich handeln, sich so skrupellos und 
willkürlich über internationales Recht hinwegsetzen, wenn nicht auch in 
dieser Sache die imperialistischen Mächte nicht an seiner Seite stehen 
würden. Oie fiihrenden imperialistischen NATO·Staaten, darunter die USA, 
Großbritannien, Frankreich und nicht zuletzt auch die BRO, unterstützen 
oder tolerieren t umindest die Expansionspolitik Südafrikas. 
Der Hintergrund dieser Politik wird erhellt" wenn man die ökonomischen 
Interessen der imperial istischen Staaten und vor allem der intemationelen 
Monopolverbände an den bedeutenden strategischen Rohstoffen Namibias 
verfolgt. bei denen extrem hohe Profi traten, relativ ~nstige Abbaubedin­
gongen und "gesichertll" Ausbeutungsverhältnisse eine entschekSende Rolle 
spielen. 

GOn.tlg. Bedingungen tor da. International. Kapital 

Namibia ist auf Grund des von Südafrika dort errichteten Okkupation .. 
regimes tU einem Kontentrationspunkt des Expansionsstrebem der inter· 
nationalen Monopole geworden. Südlfrika sichert durch die Ausdehnung 
seiner faschistischen Apartheid-Diktatur ..... f Namibia dem intemationalen 
Monopolkapital !lJiostige Ausbeutungsbedingungan und erreicht d.turch, 
daß die imperialistischen H ..... ptmichte einschließlich der BRD sich gegen 
alle Bemühungen tur Herstellung des Selbstbestimmungsrechtes für die 
Völker Namibias stellen. 
" NllnJlbia kann zu Mn Länrkm dfi südlichen Afrib ~r«hlWt tWrden. dl# 
lIITl stßrksmn von dir Ausbeutuntl durch dfS inr.rn.tion.l. Kapir.1 betroffM 
sind. Grund dafiir sind di. AnstIWngUngM SiKMfrik_, dtIr .tJ1MJntIndM 
Haltuntl ~ini,.r Und", und intwmtionMtIr OfJlllfliutionen ~..m.r 
Herrschllh iitHtr NlIITlibi. durch forc~ Inw.titiontJn en~,*en; 
mit dMl ZiM, durch di. wirt:schahJiclwJ In .. tion Namibi_ .·IW TI'fInIJU'" 

dieses L.ndes .on SiitMfrik. unmöglich zu tTJ«hen. .. 
(Blitter fijr lJ«Jta:1wJ und Inr.m.tionM. Politik, K61n; Nr. 1217972; 
S. '3'5) 
Im Verlad der '-tzten .w-. ... haben sich in Namibia die wichtigsten 
Konztme des intemltionalen Monopolkapital •• tabliert. 
,A11e".s.n in ,.",.tione/." Firmen sitztln hitw in Windhotlk .... tIrlclirr.dH 
BürgBf'f'MinM dl.-r StMIt 
(,,$iitüfrib;;. '-~ben vondM"'-- und JnfonnetionubtJ8ilung dIw 
Iiid.trikllnischtln BotIChllft, K61n Nr. 2. Juli 7970) 
Die Suc:htrupps der Konzem. durchforschen alle Regionen Namibias. Für 
Prospektierungul'beiten lind Ausgllben in Höhe von 25 Mio Don.,. VOfVr 
sehen. Wie .u. SWefrika vertautet, ist es .in System. "- .ich rentiert. Denn 
seither sind viele Rohltoffvorkommen entdeckt worden, die Siidwestafrib 
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wahnchetnlich zum größten Rohstoffreservoir des afrikanischen Südens 
machen werden. 
("Südafrik.", •. a. 0.) 
Zu den Rohstoffen, dia Namibia für das internationale Monopolkapital so 
attraktiv machen, gehÖren vor allem : Uran, Di.",nten. Blei, Zink, Z inn, 
Erdöl, Kupfer, Silber, Vanadium uno Nickel. N.mibias Uranvorkomrn.n bti 
Rönlng gehören mit zu den größten der Walt. Nach Marokko ist Namibia 
der gröBte Bleiexporteu r Afrikas. Die bei ROJh Pin,h neueröffnete 
Zinkmine, eine der gröBten Afrikas, basiert auf Zinken:lagem von 4 Mio 
Tonnen. 
e in südafrikanisches Konsortium mit internationaler Beteiligung soll dtt in 
Namibia lagernden 4,45 Mio Tonnen Zinnerze abbauen. USA-Monopole 
beginnen mit der Wolframgewinnung. die 30000 t dieses für die USA­
Rustungsindustrie bedeutenden Rohstoffes erbringen soll. 
(Blick durch die Wirtschaft, 28. 2. 19731 
In Namibia werden d ia dort lagernden Rohstoffe von 18 internationalen. 
Monopolen .bglbaut und 44 beteiligten sich an der Prospektierung. 
Von den 70 Mio - in Namibias Fischereiwesen, Bergwerke.und Manufaktu· 
ren investierten - Dollar ausländischen Kapitals gingen 60 Prozent in den 
Bereich Minen und Bergbau. Die durchschnittlichen jährlichen Au51ancn.­
investitionen betragen 75 Mio Dollar. Die Produktion ausländischer Gesell­
schaften macht 66 Prozent des BruttolOzia lproduktes Namibias &US, der 
MinensektOf bestreitet 60 Prozent des Exports. Oba'" 20 Prozent des Brutto­

..JOlialproduktlS gehen als Gewinne und Gehr ~ der ausländischen Firmen 

ins Ausland. Der Gesamtwert der von ausländischen Monopolen jährlich aus 
~mibia geplünderten Bodenschätze beträgt 150 Mio Doltar. 
Die USA haben die will kürliche Okkupation Namibias zwar formell 
verurteilt, sie tun jedoch nichu zur Einschränkung der Expansion von 
USA-Monopolen in Namibia, sondern gewähren ihnen nach wie vor 
Steuererleichterung. Die USA-Regierung ist nicht bereit, ihrem Konsulat in 
Kapstadt die Zuständigkeit für Namibias Angelegenheiten zu entziehen. 
GroBbritannien hat mit Südafrika 1970 ein Abkommen über die lieferung 
von Uran 7500 im Wert von 40 Mio Pfund Sterling abgeschlossen, das 
vorwiegend aus Namibi.Uran realisiert werden 1011. (Zwischen 1967 bis 
1982) 
Die bfitiscna Regierung ist mit 49 Prozent Beteiligung Hauptaktionir der 
British Petroleum, d ie Namibias Erdöl ausbeutet. Großbritannien unterhält 
noch immer in Namibia seinen Handelsdelegierten. 
Frankreich ist durch die Societl Nationale da Petrole d'Aquitains (SNPA), 
bei der die französische Regierung Hauptaktionir ist, durch die Rotschild· 
Bank und andere Konzeme und Banken in Ncmibia vertreten. 

01. Namibia-Politik der BID 

Die Regierung der BRD, die erklärt, daß sie das Recht auf Selbstbestimmung 
des Volkes von Namibia unterstütze, tut nichu, um der wachsenden 
Expansion der BRD-Monopole nach Nam ibia Einhalt zu gebieten. 
Im Gegenteil : Sie unterstützt teils direkt und teils indirekt die Aufrecht­
erhaltung der willkürlichen Herrschaft der Wdafrikanischen Rassisten in 
Namibia. Zusammen mit den Konzemen anderer imperialistischer Staaten 
betreiben die Monopole der BAD eine Raubbaupolitik an den Bodenschät· 
zen Namibias. 
Die BRD unterhält als einziges l and in WindhOlk, der Hauptstadt Namibias, 
ein Konsulat und fördert nach wie vor eine intensive Auswanderungs· 
be:wegung nach Namibia. Anläßlich des Besuches einer Delegation der South 
West Africa Peoples Organisation (SWAPO) unter leitung ihres Präsidenten 
Sam Nujoma im Septembei 19-73 in der BRD wurde oer BRD-Regierung ein 
Memorandum mit folgenden Forderungen übergeben: 

,,11) rlückzug ihres Kon$Ula~ BUS Namibia 
b) UnttHtx«hung ihmr ökonomischen, kulturlllltm und militärischen 

Verbindungen in Bezug.vf Namibia 
c) Rückzug ihrer B«Jb8chNlTtBtion BUS N8mibia" 

(Aus einer PresstJ6rlclirung dllr SWAPO in DarttSSa/am vom '8. 1. ' 974) 
In dem Memorandum wird weiter festgestellt, daß die SWAPO die BRD 
solange als unfreundliches land betrachtet, wie die BRD ihre Beziehungen 
zu dem Kolonialregime Südafrikas in Namibia fortsatzt. 
Als im Januar 1974 erneut eine Delegation der SWAPO unter Leitung ihres 
Vizeprasidenten Mishake Mujongo die BRD besuchte, wurde diese Kritik 
mit folgenden Worten wiederholt: 
"Die Bundesrepublik hat dimkte Beziehungen zu Südafrika, in dieNamibia 
e;nbezogen wurde. Es gibt iibrigens nur zwei Länder, die in der Hauptstadt 
..."n Namibia, Windhoek,e;n Konsulat unterhalten, dtlS den Botschaftern 
d;~r Länder t -Jer siidafrikanischen Republik untersteht Es sind dies 
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Portugal und ditt Bundesrepublik. Eine interessante Kumpanei." 
Und weiter: 
.. Die FOrderung n/ICh S11lbstiindiglcei t für unser Land wird formell von 
nshezu allen Staaten untentützt, doch haben kapitalistische Linder, wie die 
USA, Frankreich, Großbritannien und die Bundesrepublik tatsächlich 
andere Interessen. Die materi~/en Interessen der Konzerne dieser Länder 
sind ihnen wichtiger als dlJS Volk von Namibia und seine Freiheit .. 
( .. Excm-Diensc", Westberlin, 8. 1. 1974) 
Noch im Jahre 1911 hat die BRD·RegienJng einen neuen Konsul für 
Namibia ernannt und mit dieser Maßnahme in krassem WiderspnJch zu der 
im Jahre 1910 getroffenen Entscheidung des Internationalen Haager 
Gerichtshofs gehandelt,. in der Südafr ika aufgefordert wurde, das Mandat an 
die Vereinten Natiof"ltln zurückzugeben. Der Sonderbotschafter des BRD· 
Kanzlers, Alex Möller, versicherte dem siidafrikanischen Rassistenchef 
Vorster ausdrücklich : 

" Die Bundesregierung lehne die Forderung einiger Mi tgliedstaaten der 
Oroanisation für Afrikanische Staaten ab. das deutsche Konsulat in 
Windhoek, der Hauptstadt SüdwestafriklJs, aufzulösen . .. 
(FnJnkfurter Allgemeine, 4. 6. 1973) 
Eine verbindliche Stellungnahme der BRD· Regierung zu der Fortsetzung des 
siidafrikanischen Okkupationsregimes in Namibia steht noch aus. 
Der Sekretär da InformationsbUrOi der SWAPO lder Befreiungsbewegung 
von Namibia) Andreas Chipanga, erklärte dazu in einem Interview: 
.. Bis/Mg hat die Regierung der BRD sich in keiner Weise hierzu geäußert ­
daher hat jeder seine eigene Interpretation, und jeder (einschließlich 
Siidafrika) hat den Eindruck, daß Westdeutsch/Md auf der Sei te Südafrikas 
steht und dessen Wflitere .. Verbleiben in Namibia billigt . .. Westdeutsch· 
land muß seine Posi tion, ob es SUdafrikas Anwesenhei t in Namibia fur legal 
oder rur illegal hilt, klar machen. .. 
(Antiimperialistisches Informationsbulletin, Marburg/L., Nr. 7/ 1972, S. 7.) 

Expon.lon der bunde.deut.men Konzern. 

Oie Expansion der BRD·Monopole njlCh Namibia, die parallel zur Expansion 
nach Södafrika Anfang der Fünfziger J ahre erfolgte , knüpft an die 
unriihmlichen Traditionen des deutschen Imperialismus an, dessen Vertreter 
bereits um die Jahrhundertwende erste Positionen in dem damaligen 

Deu tsch·Si:idwestafrika" errichteten. 
Öie Otavi-Minen· und Eisenbahngesellschaft (Großaktionäre, die Deutsche 
Bank und die Metallgesellschaftsgruppe) sowie die Lübbert· und Zoellner· 
Gruppe gehören zu den Konzerngruppen mit den weitaus größten Kolo­
nial .. erfahrungen" in Namibia. Sie sind eng liiert mit bri~isch-süd~rik. 
nlschem Kapital und halten beherrschende Positionen In zahlreichen 
siidafrikani schen Industrieunternehmen. Sie verfügen über umfangreiche 
Uran· und Diamantenschürfkonzessionen. Neben den "Traclitionsfirmen" 
aus der BRD und den internationalen Bergbaukonzernen steigen weitere 
BRD·Monopole ins Uran· und Diamantengeschäft ein. 
Die Klöckner-Werke haben sich eine Mehrheit der SWA Lithium Mines Co 
Ltd . gesichert. Dazu kommen bei der Uranschürfung in Namibia die 

Rheinisch-Westfälische Elektrizitätswerke AG, die Degussa, Frankfurt 
am Main und andere. 
(Vgl. dazu : Antiimperialistisches Informatioosbulletin Nr. 7/1972, S. 2) 
Ein besondelllf Anziehungspunkt rur die BAD-Monopole sind die in Namibia 
neuentdeckten Uranvorkommen. 
Im Ju li 1970 waren bereits die beteiligten BAD-Konzeme an diesem neuen 
Uran·Projekt in der Nähe von Swakopmurld genannt worden. Dazu gehÖfen 

die MetallgeseIlschaft AG, die U,..ngneUschaft mbH &. Co. KG'. Frankfurt 
und die Otayj-Minen- und Eisenbahngesellschaft AG. 
,.Insgesamt -Nird mit lf'Nt!$titionM W)n nicht wenif16f a/, umg6rechnet 
1,5 MillilIrden DM genJChntlt." 
(Handelsblatt, 0iiSSl11dorl vom , • .kJ/i 1910) 
Der gleichen Ouelle lufolge sei der BRD·Verbindungsmann in Swakopmund 
ein gewi~ .. Industrieller Klein", ehemaliger Bundesbürger. der sich heute 
in Namibia niedergelassen hat und wörtlich weiter: 
" Er IIfIrtrirr die I:Iranerzbergbau GmbH in Bonn, chtrtm Aufgabe es ist, zur 
langfristigen Vewrgung der BundtlSl'f1PUblik mit Kembrennstoffen beizutr. 
gen. ,Das sind die Käufer unseres Urans', betont Klein und fügt hinzu: ,Sie 
mIlChen jedoch nur im Hintergrund mit Die Geschäfte wickle ich hier ab. ' 
DIJS Bonner Unternehmen soll mit RWE (RheiniwlJ.Westfiilische 5 lektrizj. 
tit3Werke AG) eng zusammtnarblJi ten und auch KOnftfkte zu den Farb­
werken Hoechst untflrhalten. Nicht wtlniger als zehn Kr"twerke stünden in 
oer Bundes~blik IJUf dem ProgrlJmm, die ihre Produktion erglinzen 
$Ollen. " (EblJnda.) 
Als Ziel der ExpansionspOlitik der BRD-Monopole in Namibia werden vor 
allem zwei Aufgabtn genannt: 
,, 1. Stärkung ihrer ökonomischen Posi tionen 

Z Untflntiitzung des siidafrikanischen Regimes als Garant der politischen 
RahmenbtKJing.mgen der AusbtJutung und Untetdriickung der Afrik. 
ner im Intert1$S8 der MonopollL " 

(Anriimperialistisches Informationsbulletin Nr. 7/ 1972, S. 2) 
Die hier dargelegten Interessen und Aktivitäten des internationalen Mono­
polkapitals in Namibia demonstrieren sehr eindeutig die ökonomischen 
Hintergriinde rur die Politik der imperialistischen Staaten, die auf die 
Stützung der rauistischen und kolonialistischen Regimes gerichtet ist. 
Dies gil t in besonderem Maße auch für den Imperialismus der BRD. 

SW1\.'O 
FIGHTS TO LIBERATE 

NllMIIIIll 
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Noch ~mmer dauern die im März vergangenen Jahres vom Vorsitzenden der Demokratischen Partei 
Kurdistans , Barsani, im nördlichen Irak wiedereröffneten militärischen Auseinandersetzungen 
an . Hit der neueren Entwicklung in dieser Region beschäftigen sich unsere beiden Beiträge in 
diesem Heft . 
Der Artikel von W. Brönner setzt sich mit der in den letzten Monaten gegen den Irak entfachten 
Kampagne auseinander und ist bemüht, die aktuelle Situation in Irakisch-Kurdistan zu umreißen. 
Wiederholungen der im AlB zu diesem Thema bereits veröffentlichten Dokumente und Analysen 
wurden nach Möglichkeit vermieden (vgl . Wortlaut des Autonomiegesetzes, Einschätzung der Kom­
munistischen Partei des Irak~ Barsania Bruch des Märzmanifestes von 1970 etc ., in: AlB Nr . 5/ 
1974, S. 12- 22 und Nr . 7-8/1~74, S . 46- 47) . Bei der Darstellung der neueren Entwicklung fand 
eine von R. Braumann der AlB-Redaktion freundlicherweise zur Verfügung gestellte Reportage 
Berücksichtigung . R. Braumann gehörte zu der ersten westlichen Journaliatengruppe, die von der 
Bagdader Regierung im August/September 1974 zum Besuch des nordirakischen Gesamtgebietes ein­
geladen wurde. 
Der zweite Beitrag, ein von R. Braumann am 19 . August 1974 in Bagdad geführtes Gespräch mit dem 
kurdischen Staatsminister Atsiz Akrawi, gibt wertvolle Informationen über die Position des 
fort schrittlieben Flügels der Kurdenbewegung, uoer einige umstrittene Fragen zur Kurdenautono­
mie und zum Charakter der aktuellen Kämpfe. 

Wolfram Bränner 
Legende und Wirklichkeit des neuen "Kurdenkrieges" 
Noch am 18. Juni 1974 hatte die Springerpres­
se felsenfest auf die "Stärke" und "beträcht­
liche Attraktivität" (Die Welt) des prowest­
lichen Kurdenkriegers Mustafa Mulla Barsani, 
Oberhaupt der Barsani-Kurden, gebaut. Die 
großbürgerliche FrankfUrter Allgemeine (FAZ) 
hoffte mit der rechten Kurdenführung, daß der im 

Nordirak entfachte Flächenbrand auf weiteste 
Gebiete des Landes sich ausdehnen würde - mit 
dem erklärten Ziel, daß "das Baath-Regime 
durch einen Putsch der frustrierten Armee ge­
stürzt wird,,1). 

MÜndlhausan. wund.~ome Ab'nteuer 

Doch diese Kalkulationen gingen daneben. 
Schon im Herbst 1974 sahen sich Barsanis 
Truppenverbände ("Peshmerga") auf einen 
schmalen Gebirgaabachnitt im äußersten Nord­
westen Iraks abgedrängt. 

Das Stammesgebiet der Kurden, sunnltisd'ler Moslems, erstreckt sld'! von der 
türklsc;fl·syrISdlen Grenze Im Westen bis kurz Ins sowjetlsd'le Gebiet Im Nord· 
osten und Im Osten welt In den Iran hinein. Das VerblndungsstQCk zwlad'len 
tilrklsd'lem und persischem TeU liegt Im Nordostsn des Irak (s. Kert.j . 

Die bundesdeutsche Rechtspresse quittierte 
nun Barsanis Scheitern mit einer verstärkten 
Verleumdungskampagne gegen die irakisehe Re­
gierung unter S~aatspräsident Al Bakr. Ende 

OktOber/Anfang November 1974 bezichtigte der 
Frontberichterstatter der FAZ, Thankmar von 
Müncbhausen, im Namen der "Menschlichkeit" 
die Bagdader Ref!:ierun~ des vorll:eblichen "Völ­
kermordes" und der Anwendung aller "verfüg­
baren Terrormethoden,,2). Die großbiirgerlichen 
Medien, die einerseits Barsani als Kriegs­
stifter benannten (von Mtinchhausen) und ihn 
zum " erbarmungslosen Guerillakrieg" (Quick) 
antrieben, erhoben andererseits Anklage ge ­
gen die Folgen dieses Kriegskurses, nämlich 
gegen die Opfer unter der Zivilbevölkerung 
und lasteten diese Folgen der Regierung Al 
Bakr an: "Der Irak •• • betreibt Völkermord 
mit Bomben und Napalm". 3) 
Andere Stimmen, die sich für das "bedrohte" 
kurdische Volk erhoben, versahen diesen Vor­
wurf des Völkermords mit dem Zusatz , die 80 -
wjetunion liefere Bagdsd "Napalm, Giftgse".4) 
Diese Anschuldigungen vermögen indessen kein 
stiChhaltiges Beweismaterial zu ersetzen, 

Oie SchAtzungen Ihrer Zahl sd'lwanken. wie oft bel Minderheiten. Die Kurden 
selbst geben an: 

In P. ,....n : 4,5 Mlo; In d.r TOrkel : 6,0 Mlo; Im Inlk : 2J) Mlo; In Syrlenl 
Mlo; In dar UdSSR : 0.15 Mlo. 

10 das bis heute nich~ vorgelegt wurde. Demgegen-



über ist bekannt, daß weder die Sowjetunion 
solche Waffen lieferte noch ihre Verbündeten 
in Indochina , Nahost oder Afrika je derarti­
ge völkerrechtlich geächtete Waffen einsetz ­
ten . 

Was schließlich die Verluste unter der 
kurdischen Bevölkerung betrifft, so können 
auch sie den Vorwurf des "Völkermords" kei­
neswegs erhärten . Denn: Sogar die von Barsa­

nis Hauptquartier selbst genannten beider­
seitigen Verlustquoten besagen eher das Ge­
genteil: 

Bis Mitte Oktober 1974 habe man "5.260 tote 
Araber" sowie "595 tote und 9?? verwundete 
kurdische Kollaborateure" gezählt , während 
Barsanis kurdische Seite 1 . 000 tote Soldaten 
und Zivilisten registrieren müsse . 5) 

Die Lesende vom " Völkermord " Bagdads 

Darüber hinaus diffamierte man die Regierung 
in Bagdad als faschistische "Militärjunta" 
und dichtete ihr für 1973/74 einen "Weltre­
kord an Hinrichtungen politischer Gefange ­
ner,,6) und die Deportation von abertausenden 

Kurden an . 

Barsanis glühende Anhänger nennen jedoch we­
der zu ihren "politischen Gefangenen", noch 
zu dem angeblichen '''weltrekord an Hinrichtun­
gen" koDkrete Zahlen . Bei den Hinrichtungen 
von 1973 handelt es sich um 40 Konterrevolu­
tionäre, die wegen der Erschießung von Regie ­
rungsmitgliedern und eines Attentats auf den 

Staatspräsidenten gerichtlich abgeurteilt 
worden waren . Dies angesichts der 1973 von 
der chilenischen Militärjunta ermordeten 
30 000 Demokraten als "Weltrekord" zu be ­
zeichnen , ist purer Zynismus. 
Die kurdischen Flüchtlinge , die zu Zehntau­
senden angeblich von Bagdad zwangsvertrieben 
wurden , mußten in Wahrheit auf Betreiben Bar­
sanis bei dessen militärischem Rückzug mit 

gen Osten ziehen und zählen mehrheitlich 
zu den Familienangehörigen (90% Frauen und 

Kinder) der Peshmerga-Krieger. 
Im übrigen sprechen nicht wenige Anzeichen 
dafür , daß ein wachsender Anteil dieser an­
geblich von Bagdad deportierten Kurden auf 
Umwegen zurück in den nicht von Barsani be ­
herrschten Teil des Irak findet . Beispiels­
weise gab die türkische Regierung Ende Okto ­
ber 1974 bekannt , daß sie 

"mit der Repatriierung einer Gruppe von 3 . 700 
Kurden (in den Irak, d .V. ) begonnen" habe , 
die sich in der zweiten Oktoberhälfte in der 
Türkei einfanden , und "daß es sich bei diesen 
Kurden, die dem Stamm der Herdis angehören , 
um Gegner des Rebellen-Generals Barzani hand­
le . In Ankara wird verbreitet , daß die Zahl 
der Kurden, die sich von Barzani und den 
durch die 'Kurdische Demokratische Partei' 
politisch vertretenen Truppen abgewandt ha­
ben, in den letzten Wochen zugenommen ha­
be" . 7) 

Auch die ~ezeichnung der irakisehen Regie­
rung als "Militärjunta" entbehrt jeder Grund­
lage . Zwar gehören der Regierung auch ebema-

Unter Bar"anis Kommando stehende " Pe Shmarga" ( " Dia zum Sta r ben Berei tan " ) . 
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lige Militärs - so Staatspräsident Al Bakr -
an, doch ist der Charakter dieser Regierung 
durch ein Bündnie von Parteien, der "Natio­
nalen Portscbrittlichen Front" best~t. Ihr 
gehören neoen der führenden Baath-Partei und 

der Kommunistischen Partei gegenwärtig auch 
die Kurdische Revolutionäre Partei und die 
Kurdische Fortschrittliche Partei an . 
Wie kann man ferner eine Regierung, welche 
Auslandsmonopole und Großgrundbesitzer ent­
eignete , welche die revolutionärdemokrati­
schen Kräfte ihres Landes auf einer antikapi ­
talistischen Plattform zusammenschloB, welche 
die revolutionären Kräfte Palästinas, Omans, 
Vietnams oder Chiles entschieden unterstützt, 
gleichsetzen mit der vom ClA und dem inter­
nationalen Monopolkapital an die Macht ge­
brachten und allein deren Interessen dienen­
den militärfaschistischen Junta Chiles? 

BanGnis palitllCt.e Isolierung 

R. Braumann, ein Augenzeuge aus der ERD, weiB 
von einer allgemeinen Desillusionierung uoer 
Barsanis Politik unter breiten Teilen des 
kurdischen Volkes zu berichten. Nach seinen 
Erfahrungen wird Mulla Mustafa völlig zu Un­
recht 

"von Hunderten von Journalisten und Kamera­
leuten als hehrer Kämpfer für Gerechtigkeit 
und Selbstbestimmung, als unerschrockener 
Anführer im Kampf der indogermanischen Kur­
den gegen arabische Untermenschen (verklärt) . 
Was wir sahen und erlebten, widerlegt die 
These der meisten Kurdistan-Berichterstatter, 
Mulla Mustafa Barsani und seine Bewegung 
seien repräsentativ für a I I e Kurden" . B) 

Bergdorr in Iraki.eh_Kurdistan 
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Kennzeichnend ist die Situation im Gebirgs­
ort Shaqlawa, nahe der persischen Grenze.: 

"Shaqlawa bat 9.000 Einwohner, alles Kurden, 
darunter 2 .000 Christen. Der Kaimmakam, der 
Bürgermeister, ist Kurde und Kurden sind 
auch der Polizeidirektor und die Ortsvorsit­
zenden der Kurdisch-Revolutionären Partei und 
der Kommwlisten, die hier sehr aktiv sind . 
Kurden sind auch die beiden Priester der 
chaldäisch- christlichen Gemeinde .•. Bis Mit­
te Juni hielt General Barsani den Ort . Er 
räumte Sbaqlawa, ohne einen SchuB ab~egeben 
zu haben, als Einbeiten anderer kurd1scher 
Stämme, die mit der Ärmee zusammenarbeiten, 
anrückten . Kampfesspuren sind nicht zu ent­
decken . n 

R. Braumann berichtet weiter über eine Reihe 
von kurdischen Stämmen und Volksgruppen, die 
es von Anfang an ablehnten, sich Barsanis 
Rebellion anzuschließen oder die später auf 
die Seite der irak1schen Armee übergingen. 
Was waren ihre Beweggründe? 
Hören wir dazu den Führer der Berwari-Kurden, 
Scheich Mohsen: 

"Seit 1961 haben die Kurden gegen Bagdad ge­
kämpft . Wofür? PUr die Autonomie . Jetzt end­
lich, seit dem 11 . März 1974, haben die Kur­
den die Garantie von der Regierung, daß sie 
ihre Autonomie verwirklichen können . Und 
trotzdem gibt es da Kurden , die einen neuen 
Krieg beginnen, die Kurdistan ins Unglück 
stürzen . 
Die Regierung hat ihnen Wasser, Elektrizität, 
Brücken und Schulen gegeben . Sie aber schla­
gen alles wieder kaputt . Die Rebellen haben 
nicht nur meine Berwaris getötet, sondern 
auch noch Zehntausende unserer besten Apfel­
bäume abgebolzt . Sie wollen unsere Existenz­
grundlage auf Generationen hinaus vernichten . 
Das kann doch nicht ungerächt bleiben. Alle 
meine Söhne würde ich opfern, um diese Auf­
rührer zu besiegen . " 

Da. Wesen der kurdlsdl.n Autonoml. 

Preiherr von Müochhausen entledigte sich der­
artiger Tatbestände, indem er alle kurdischen 
Barsani - Gegner als "Kollaborateure" denun­
ziert . 

Den Inhalt des Autonomiegesetzes vom 11 . März 
1974 und die bereits vollzogenen Schritte zu 
dessen Realisierung übergeht er mit Still­
schweigen . MÜDchhausen tut dies, um nicht 
eingestehen zu müssen, daß Barsani einer kur­
dischen Selbstverwaltung von - so R. Brau­
mann - "demokratischer Ausgewogenbeit" den 
offenen Krieg erklärte. 
Die rechte kurdische Führung widersetzt sich 
aus sozialen wie politischen Motiven dieser 
progressiven Autonomie im Rahmen des eozia­
listisch orientierten Staatswesens des Irak: 

zum einen , weil diese Autonomie die volle 
Durchsetzung der antifeudalen Bodenreform 
gegen den Widerstand der kurdischen Groß­
grundbesitzer erfordert (sie findet jetzt in 
den von Barsanis Truppen geräumten Gebieten 
endlich ihre Anwendung) j 



zum zweiten, weil sie im Widerspruch zu Bar­
sanis politischem Alleinvertretungsanspruch, 
eine demokratische, gleichberechtigte Zusam­
menarbeit der verschiedenen politischen Kräf­
te im Rahmen des kurdischen Parlaments (Ge­
setzgebender Rat) und der kurdischen Regie­
rung (Exekutivrat) vorsieht . Das Parlament 
der kurdischen Region konstituierte sich im 

Oktober 1974 in Erbil . Ea umfaßt bisher 60 
Abgeordnete der drei kurdischen Parteien, 
der Kommunistischen Partei und der Baath-Par­
tei sowie einige Unabhängige und soll später 
auf 80 Sitze erweitert werden . 

Fakr Ahmed Khushnow, Führer 
der Irakisehen Khushnow- Kurden: 
"Von März bis Juli 1974 habe ich eine Kompa­
nie der Pesbmerga geführt •• • Wir haben Waf­
fen an die Pesbmerga in unserem Gebiet ver­
teilt. Die Waffen sind alle aus Persien über 
die Grenze gebracht worden ••• 
Wir sind damals im März dem Aufruf Mulla Mu­
stafas gerolgt, ohne uns Gedanken darüber zu 
machen. 
Unser Leben ist Kampr und schließlich kämp ­
fen wir - mit Unterbrechungen - ja schon seit 
1961 gegen Bagdad. 
Diesmal aber riel uns sehr schaell auf, daß 
viele Kurden, vor allem die in den Städten 
und im Flachland, dt;:m Aufruf zur Rebellion 
nicht rolgten. Das war andere als früher . 
Von Mai an gab es Deserteure. 
Die Regierung verkündete eine Amnestie und 
wir erfuhren aus sicheren Quellen, daß die 
Pesbmergas, die sich der irak ischen Armee 
ergeben hatten, in der Tat nicht bestraft 
wurden. Auch einige von meinen Leuten setz­
ten sich ab und liefen zur Armee über . 
Dann hörten wir, daß am 1. Oktober in Erbil 
das erste kurdische Parlament zusammentreten 
würde. Genau dafür hatten wir seit 1961 ge­
kämpft. 
Ich sah einfach keinen Grund mehr, einen 
sinnlosen Krieg fortzusetzen , den wir ohne­
hin nie gewinnen konnten. Also machte ich 
Schluß und zog mit 36 Mann nach Erbil." 

(au sl Repor tage R, Br aumann) 

Die Zusammensetzung dieser Volksversammlung 
wird zudem künftig nicht mehr durch einen 
festgeschriebenen Parteienschlüssel , sondern 
aus allgemeinen Wahlen hervorgehen . 

Gefahrenherd Persien 

Die Regierung Al Bakr rechnet damit, daß die 
nationalistischen Stimmungen bei einem Teil 
der irakischen Kurden nur vorübergehender 
Natur sind. Sie vertraut darauf , daß es ge­
lingt - gestützt auf die werktätigen Hassen 
die rechte Pübrungsgruppe der Demokratischen 
Partei Kurdistans um Barsani zu isolieren und 

das Vertrauen der kurdischen Mehrheit zu ge­
winnen , um somit jedes weitere unnötige Blut­
vergießen zu vermeiden. 

Noch ist allerdings die Gefahr der Eskalation 
der Kriegshandlungen in Irakisch-Kurdistan 
nicht völlig gebannt , da der Waffennachschub 
aus Persien für Barsani weiterrollt und da 
iranische Militärexperten sowie imperialisti­
sche Dunkelmänner an den irakisch- persischen 
Grenzabschnitten zusehends direkter in die 
Kampfhandlungen eingreifen . Im Gegensatz zu 
Persien , aber auch der Türkei , ist der I rak 
so R. Braumanns Urteil -

"das einzige Land I das seinen Kurden A.utono ­
mie - also Selbstverwaltung in jenen Gebie­
ten, in denen sie die Mehrheit der Bevölke­
rung stellen - eingeräumt hat . Dae wird von 
der überwiegenden Mehrheit der Kurden dankbar 
begrüßt . 
Persien, das die Rebellion Barsanis unter­
stützt , hat dagegen alle kurdischen Autonomie ­
wünsche bisher brutal unterdrückt. In Per­
sisch-Kurdistan darf ni cht einmal der Schul ­
unterricht in kurdischer Sprache erfolgen. " 

Die Verwirklichung der Interessen des kurdi­
schen Volkes in Irakiech- Kurdistan aber kann 
nicht über die Unterstützung des Kriegsaben­
teuers Barsanis , sonder n nur gegen den er­
bitterten Widerstand der rechten kurdischen 
Führung und ihrer ausländischen Mitverschwö­
~er durChgesetzt werden . 

Anmerkungen: 
1) Frankfurter A.llgemeine Zeitung (FAZ) , 

2 .11.1974 
2) PAZ, 30 .10 .1974 und 2.11.1974 

Gemeinhin wird unter Völkermord die gezielte 
Veranstaltung von Massakern gegen di e Zivil­
bevölkerung, von Vernichtungsfeldzügen gegen 
bestimmte Völker oder Volksgruppen verstan­
den. 

3) FAZ. 30 .10 .1974 
4) So geschehen in einem im Januar 1975 in 

Hamburg pUblizierten Flugblatt der "Ver­
einigung Kurdischer Studenten in Europa" 
und der "Gesellschaft für bedrohte Völ­
ker" .Die Uberschrift dieses zweiseitigen 
DIN A 4 Flugblattes lautet: "MSB Spartakus 
für Völkermord in Kurdistan" . 

5) PAZ, 30 .10 .1974 
6) siehe Anmerkung 4 

7) FAZ, 30.10 .1974 
8) R. Braumann, Reisebericht aus Irakisch­

Kurdistan, September 1974 . Sechsseitiges 
hektographiertes ManUskript. Die nachfol ­
genden nicht näher gekennzeichneten Zitate 
sind allesamt diesem Manuskript entnommen. 

Adressenänderung 
bitte 

rechtzeitig 
bekanntgeben! 
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Gespräch mit dem kurdischen Staatsminister Atsiz Akrawi 
Akrawi kämpft mit der kurdischen Bewegung 
seit 1962 . Auf die Frage, ob er das am 11 . 
Mär~ 1974 verkündete Autonomie-Gesetz der 
Baath-Regierung als ErfÜllung aller kurdi ­
schen Wünsche betrachte . antwortete er : 

"Das Autonomie- Gesetz ist nur ein erster 

Schritt." 

Er b eurteilt die Situation so ; 

"Mullah Mustars Barsani ist der typische 

Feudalist . Er will den Feudalismus erhalten. 
Eine der Auswirkungen des neuen Autonomie­
Gesetzes wäre es gewesen , daß auch für Kur­
distan die im übrigen Irak eingeleitete Land­
reform in Schwung gekommen wäre . Barsani hat­
te Angst davor , daß die Entwicklung in Ira­

kisch-Kurdistan jetzt endlich einen modernen 
Weg eingeschlagen hätte . 

Er kann seine mittelalterliche Art von Auf­
stand spielen , weil er die Berge und die Ira­
ner als Bundesgenossen hat . Ohne die Unter­
stützung des Iran hätte er den Aufstand nie 
begonnen. Die Perser wiederum a r beiten eng 
mit den USA und Israel zusammen . Die USA 
fürchten den wacnsenden sowjetischen Ein­
fluß im Irak . Alle drei, Iran, Israel und 

USA, sind daran interessiert , den I r ak zu 
scbwächen . Das kann man am leicbtesten, wenn 
man Barsani gegen Bagdad Krieg führen läßt . 

Es ist also so , daß den mit Barsani kämpfen­
den Kurden keineswegs uneigennützig geholfen 
wird. Sie sind vielmehr die Werkzeuge der 
llI\perialisten ." 

Zur Situation der Kurden in Bagdad . 
Ich fragte Akrawi, warum denn eine Reibe ganz 
intelligenter Kurden (u . a . Dr . Hahmud Osman) 
in den Bergen bei Barsani sei . 

"Es sind immer die Kurden in Bagdad, die 
Streit mit Barsani baben . Barsani bat das 
kurdische Volk gef esselt . Die Kurdische Demo ­
kratische Partei (DPK) ist fest in seiner 
Hand . Seit 1970 regiert er die DPK mit CIA­
und SAVAK-Methoden. Viele Mitglieder glaub­
ten an ihn; aucb ich habe lange an ihn ge ­
glaUbt . Viele glaubten, die DPK sei so etwas 
wie die natürliche Repräsentation des kurdi ­
schen Volkes . Aber das stimmt lange nichT 
mehr . 

Barsani benutzt die Partei , um die Rechte des 
kurdi schen Volkes zu zerstören . Er allein 
bestimmt. Seit 1970 geht er dazu über, seine 
politischen Gegner umbringen zu lassen . Ich 
hatte andere politiscbe Vorstellungen als 
er; also sollte auch ich umgebracht werden . 
Deshalb bin ich hier in Bagdad . Wer gegen ihn 
ist , schwebt in Lebensgefahr . Das ist die 
Wahrheit über die Lage in jenem Teil Kurdi-

14stans , der von" Barsani beherrscht wird . " 

Akrawi erzählte mir dann , wie es in den kur­
dischen Bewegungen immer schon zu Auseinan­
dersetzungen und Spaltungen gekommen ist . 
1964 gab es die erste ernste Auseinanderset­
zung zwischen Barsani auf der einen, Ibrahim 
Ahmed und Jalal Talabani auf der anderen 
Seite. 

"Beide Seiten hatten Beziehungen zu Persien. 
Beide Seiten arbeiteten nur für sich. Das 
kurdiache Volk hatte darunter zu leiden . Bis 
1970 haben die beiden Fraktionen gegeneinan­
der gekämpft . 
In den Jahren 1970 bis 197, wurden dann drei 
neue kurdische Parteien gegründet : 

1 . die Kurdische Revolutionäre Partei , 2. die 
Kurdische Demokratiscbe Partei (Anti- Barsani­
Ricbtung) , 3 . die Fortschrittlicbe Kurdische 
Partei." 

Was Talabani und Ahmed im Augenblick wollen, 
weiß Atsiz Akrawi nicht recht zu deuten . 

"Sie sind nicht mehr in Bagdad . Sie sind aber 
offensichtlich auch nicht bei Barsani . Tala­
bani hat kürzlich Reklame für Barsani ge­
macht - nachdem er ihn jahrelang beschimpft 
hatte . Aber ich weiß, daß das nur aus oppor­
tunistischen Gründen geschehen sein kann .u 

Ich fragte Atsiz Akrawi , was er von der For­
derung Mullah Mustafa Barsanis halte , die 
~urden müBten Kirkuk bekommen . 

"Natürlich ist es ganz und gar unmöglich, daß 
wir Kirkuk bekommen . Das weiß auch Barseni. 
Er hat das Argument Kirkuk benutzt , um das 
Autonomie-Abkommen in die Luft zu sprengen . 
Die Kurden brauchen Kirkuk nicht . 

Die Kurden haben jetzt die Garantie von der 
Baath- Regierung in Bagdad , daß sie ihre Auto­
nomie verwirklichen können. Für nichts ande ­
res haben wir seit 1961 gekämpft . Nun bekom­
men wir sie,und was macht Barseni? Er fängt 
einen neuen Krieg an . 

Barsanis Ziele sind weder Kirkuk noch die 
Autonomie . Ihm ist der Rücken gestärkt wor­
den - von Amerika , Persien und Israel - und 
deshalb stellt er diese irrsinnigen Forderun­
gen . Gäbe es Kirkuk nicbt , hätte er eine an­
dere Forderung ge s tellt , nur, um das Abkommen 
zu torpedieren . " 

Was hält Maiz Akrawi yon Persien? 

"Persien hat alle kurdischen Autonomie -For­
derungen bisher brutal unterdrückt . Jetzt 
tut der Schah plötzlicb , als liege ibm das 

Wohl der (irakischen) Kurden am Herzen . Per­
sien ist eben immer schon wie eine Schlange 
gewes en . Daran hat sich nicbts geändert . " 

(O~e8e8 Gespräch wurde vOn dem westdeut schen 
J ournalisten R. BraUDIann ge:ftihrt und dem AI B 
rreundlicherwe~ se zur VerfTIgung gestellt . ) 

••••••••••••••• 



Frauenbewegung 
&abrieie Bränner , JuHa von Freyberg 

Die "Dritte Welt" und das Internationale Jahr der Frau 
Gleichberechtigung , Entwicklung , Frieden -
das sind die Loeungen des Internationalen 
Jahres der Frau , das die Vollversammlung der 
Vereinten Nationen am 18 . 12 . 1972 proklamierte 
und dessen Zielsetzung sie in der Resolution 
3010 formulierte: 

"Die Vollversammlung 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
seit der ersten Tagung des Ausschusses für 
Frauenrechte, die vom 10. bis 2~ . Februar 
1947 in Lake Success (New York) stattfand , 
25 Jahre vergangen sind . eine Zeit, die eine 
Bilanz der erreichten positiven Ergebnisse 
ermöglicht. 

in der Meinung, daß es notwendig ist , die 
weltweite Anerkennung des Prinzips der 
Gleichberechtigung von Mann und Prau gesetz­
lich und in der Praxis voranzutreiben, und 
daß von den Mitgliedstaaten, soweit aie das 
noch nicht getan haben , Maßnahmen sowohl 
rechtlicher als auch sozialer Natur ergrif­
fen werden müssen, uo die Verwirklichung der 
Rechte der Prau zu gewährleisten , 
1. proklamiert das Jahr 1975 als Internatio­
nales Jahr der Prau; 
2 . beschließt, in diesem Jahr noch intensi­
vere Aktionen durchzuführen mit dem Ziel 
a) die Gleichberechtigung von Mann und Frau 

zu fördern; 
b) die vollständige Einbeziehung der Frauen 

in das allgemeine Bemühen um Entwicklung 
zu gewährleisten, insbesondere durch Be­
tonung der Verantwortung der Prauen und 
ihrer bedeutenden Rolle bei der wirt­
schaftlichen , sozialen und kulturellen 
Entwicklung auf nationaler , regionaler und 
internationaler Ebene , vor allem während 
der Zweiten Entwicklungsdekade der Verein­
ten Nationen; 

c) die Bedeutung des wachsenden Beitrages der 
Frauen zur Entwicklung freundschaftlicher 
Beziehungen und der Zusammenarbeit unter 
den Staaten und zur Pestigung des Welt ­
friedens anzuerkennen ; 

} . fordert alle Mitgliedstaaten und alle in 
Frage kommenden Organisationen auf, Maßnahmen 
zu ergreifen, um die volle Verwirklichung der 
Rechte der Prauen und ihre Förderung auf der 
Grundlage der Erklärung über die Beseitigung 
der Diskriminierung der Frau zu gewährlei­
sten; 
4 . fordert die Regierungen aut , das Überein­
kommen Rr . 100 der Internationalen Arbeits­
organisation vom Jahre 1951 über die Gleich­
heit des Entgelte männlicher und weiblicher 
Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit so­
bald als möglich zu ratifizieren , soweit sie 
das noch nicht getan haben ... " 1) 

Dies~r Beschluß der UN- Vollversammlung vom 
Dezember 1972 stützt sich auf die Grundsätze 
und Ziele der UR- Deklaration zur Beseitigung 
der Diskriminierung der Frauen vom 7 . 11 . 1967 , 
in der es u . a . heißt , daß die Diskriminierung 
der Frau 

"unvereinbar ist mit der menscblicben Würde 
und mit dem Wohl der :Familie und der Gesell-

sCbaft , daß sie Q~e Frauen daran hinQert . 
gleichberecbtigt mit den Männern am politi­
sCben, gesellschaftlichen, wirtschaft l ichen 
und kulturellen Leben ihres Landes t eilzuneh­
men und im vollen Umfang ihrer Möglichkei t en 
ihrem Land und der Menschheit zu dienen." 2) 

InitiQli .... n lur boUli.rung der Gleic:hber.chtlgung 

Nach dem Willen der UR-Vollversammlung soll 
das Jahr 1975 auch eine "Zeit der Bilanz" 
über das bislang Err eichte sein . Mit allge ­
meinen Willenserklärungen alleine , so betont 
die UNO, ist es dabei nicht getan . 
Vielmehr sind alle Regierungen aufgefordert , 
durch die Entwicklung kurz- und langfristiger 
Pläne und Programme , die vollständige und 
gleichberechtigte Int egr ation der Prauen im 
ökonomischen, politischen und soz i alen Be­
reich zu fördern sowie kontinuier lich den 
Grad der Verwirklichung dieser Programme zu 
überprüfen . Die Durchführung dieser Aktions-

pläne und Richtlinien soll jedoch nicht e~ne 
Angelegenheit der Prauen allein sein, sondern 
sie muß gleichermaßen zur Angelegenheit aller 
demokratischen Kräfte werden . Von Seiten der 
Berufsorganisationen , Gewerkschaften , Erzie­
hungsinstitutionen , Jugendverbände , Massenme­
dien sollen Initiativen entfaltet werden , um 
das Internationale Jahr der Prau zu propagie-
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ren und die in der UNO-Resolution enthalte­
nen Forderungen zur Beseitigung der Diskrimi­
nierung der Frauen zu verwirklichen sowie 
die nationale und internationale Frauenbewe­
gung zu unterstützen. 

Auf drei verschiedenen Ebenen ist - nach Mei­
nung der UNO - der Kampf um die Gleichberech­
tigung der Freuen zu führen: 
1. müssen die Lebens- und ArbeitsbediDgungen, 
insbesondere auf dem Land, verbessert werden; 
2 . sollen die Frauen eine besondere Förde ­
rung z.B . im Bildungs- und Ausbildungsbereich 
erhalten; 3. sollen soziale Einrichtungen 
die Fürsorge für die Kinder, die Familienpla­
nung und den Schutz für die Mütter garantie ­
ren, damit die Frauen ihre Rechte wahrnehmen 
können, ohne an ihreI: Gesundheit Schaden zu 
nehmen und ohne die Familie zu vernachlässi ­
gen . 

Verschiedenartige lage der muen 
In der · Dritten Welt · 

Die .von der UNO formulierten allgemeinen 
Prinzipien finden jedoch von Land zu Land 
unterschiedliche objektive Bedingungen des 
ökonomiscb.- sozialen Entwicklungsgrades , der 
sozialen Lage und der politischen Rechte der 
Frauen vor. Auf den allgemeinsten Nenner ge­
brecbt, unterstrich der VIII . Weltkongreß 
der Gewerkschaften im Oktober 1973 das in 
einer Resolution zum Internationaleß Jahr 

der Frau: 

"Währ end die werktätigen Frauen in den sozia­
listischen Ländern die Gleichberechtigung 

. errungen haben, müssen die Frauen in den ka­
pitalistischen und Entwicklungsländern noch 
gegen die Diskriminierung kämpfen, selbst 
dann, wenn ihre Rechte in der Verfassung ver­
ankert sind." 3) 

Die typischen Merkmale sozialer Diskriminie­
rung und faktischer Rechtlosigkeit der Frauen 
in den hochindustrialisierten kapitalisti­
schen Staaten Europas treten in den Entwick­
lungsländern in noch bedrückenderer Form 
hervor. 
Jedoch ist die soziale und politische Lage 
der Frauen in den Ländern der "Dritten Welt" 
keineswegs einheitliCh , sondern nach der so­
zialen Entwicklung und dem politischen Herr­
schaftssystem des jeweiligen Landes grundle­
gend zu unterscheiden. 

Wie sehr die Frauenfrage eine gesellschafts­
politische ist, beweisen die in den nichtka­
pitalistischen Ländern erzielten Fortschrit­
te, noch mehr aber die Erfolge in den sozia­
listischen Ländern Asiens'und Lateinameri­
kas . 
Sa vollzog sich in der Demokratischen Repu­
blik Vietnam und in Kuba in kürzester Zeit 
eine grundlegende Veränderung der Rolle der 

1EiFrau in allen gesellschaftlichen Bereichen. 

Und viele der Gleichberechtigung entgegen­

stehenden Hindernisse wie Analphabetentum, 
fehlende Berufsausbildung, hohe Säuglings­
und Müttersterblichkeit etc. wurden aus dem 
Wege geräumt .4 ) 

In den Ländern des nichtkapitaliatischen Ent ­
wicklungsweges wurden erste wirkungsvolle 
Schritte zum Abbau der tiefen sozialen Dis­
kriminierung der Frauen eingeleitet, wurden 
die Forderungen der Frauen zum Bestandteil 
ies Programms der nationalrevolutionären 
Kräfte, zum Inhalt staatlicher Gesetze und 
Maßnahmen . 

Die RoUe der Frou im ßefreiung.kampf 
da. Bei.piel Südvlelnam 

In einer Reihe von Ländern, wo der bewaffne ­
te Widerstand die Frauen vor besondere Aufga­
·ben stellte , brachte ihre Teilnahme am Be­
freiungskampf und ihre besondere Förderung 
durch die Befreiungsorganisationen eine ra­
sche Obsrwindung der traditionellen Schranken 
mit sich. In Indochina, Guinea-Bissau, Ango­
la, Mo.,ambique, Palästina oder Oman stand und 
steht die Teilnahme der Frauen an den mili­
tärischen Kämpfen der Befreiungsstreitkräfte 
bzw. der Volksmilizen in den befreiten Gebie­
ten oder Lagern gleichrangig neben den Auf­
gaben der Alphabetisierung, des Aufbaus ei­
~es Schul-, Gesundheits- und Versorgungssy-
3tems, die in der Armee kämpfenden Männer in 
Produktion und Verwaltung zu ersetzen. 

Eindrucksvoll veranschaulicht dies die Lage 
der Frauen in der befreiten Zone Südvietnams. 
Die Zeiten, in denen die vietnamesische 
Frau - ohne jede Zukunftsaussichten - Sklave 
ihrer Familie und Gesellschaft war, sind 
endgültig vorbei. 
Die Frauen hatten im Kampf gegen den franzö­
sischen Kolonialismus und die US-Aggression 
auf allen Ebenen am nationalen Befreiungs­
kampf hervorragenden Anteil. 
Heute stellen die Frauen 70-80% der Arbeits­
kräfte in der Republik Südvietnam . 
Sie leisten eine wichtige Arbeit in der Be­
wegung "Das ganze Volk unterstützt die Armee". 
Sie versorgen die Waisen, Kranken, Verwunde­
ten und Krüppel und organisieren für die Fa­
milien der Kämpfer Brigaden der gegenseitigen 
Hilfe. In vielen Dörfern im Verwaltungebe­
reich der PRR haben Frauen das Analphabeten­
tum völlig beseitigt. Wesentlich durch ihr 

Verdienst wurden drohende Hungersnöte gebannt. 
Ihre durch die Nationale Befreiungsfront und 
die Provisorische Regierung prinzipiell ge­
förderte Rolle im politischen Leben spiegelt 
sidh in den Persönlichkeiten der Außenmini­
sterin Nguyen Thi Binh, der Gesundheitsmini­
sterin Dllocg Quynh Hoa oder der stellvertre-



tenden Oberkommandierenden der Befreiungsar­
mee und Präsidentin der Frauenunion , Nguyen 
Thi Dinh, wider . 5) 

Obwohl die Förderung nach allseitiger Gleich­
berechtigung und besonderer Förderung der 
Frau Bestandteil der Programmatik der natio­
nalen Befreiungsorganisation ist , verzichte­
ten die Frauen nicht darauf, sich in spezi­
fischen Frauenorganisationen zusammenzuschlie­
ßen . Die Frauenunion für die Befreiung Süd­
vietnams, die Teil der FNL ist, organisiert , 
erzieht und leitet die Frauen an - und 

durch die Entwicklung eigenständiger poli­
tisch- sozialer Programme und Aktivitäten 
trägt sie zu einer eigenständigen Artikulie­
rung ihrer spezifischen Interessen und Ziele 
bei. 

Frauen unter rau l, ti l d.e r und fa l d.l,tlld.er Herrsd.oft 

Der überwiegende Teil der Entwicklungsländer 
aber, der den kapitalistischen Veg einschlug 
oder noch unter feudal - absolutistischer 
Herrschaft steht, vermochte die sozialen Dis­
kriminierungen der Frauen nicht auszuräumen . 
Gleichberechtigte Partnerschaft in der Ehe 
blieben ihnen ebenso verwehrt wie die beruf­
licbe und politiscbe Gleicbberechtigung. In 
Unmündigkeit, Abhängigkeit und Unwissenheit 
gebalten , baben sie wPnig Möglichkeiten, eine 
Schul- oder Berufsausbildung zu erwerben . Die 
völlig unzureichenden medizinischen und hy­

gienischen Bedingungen, die eine hohe Säug­
lings - und Kindersterblichkeit zur Folge ha­
ben, treffen sie als Mutter besonders hart . 

Am deutlichsten zeigt sieb die völlige Unter­
drückung der Prauen in den rassistischen 
oder faschistiscben Staaten. 

In der Republik Südafrika leiden die Frauen 
durch die Verweigerung aller polit ischen , 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte als Frau 
und Schwarze unter einer doppelten Unterdrük­
kung . Die Paßgesetze zwingen sie in den Sta­
tus von Sklaven - allein 1969 wurden 4 000 
afrikanische Mütter wegen Ubertretung des 
Paßgesetzes zu Gefängnisstrafen verurteilt . 
Allen Frausn der Welt steht das Recht zu, 
mit ihren Männern und Kindern zusammenzule­
ben - für die Afrikanerin der RSA existiert 
dieses Recht nicht . Sie werden in die soge­
nannten "Bantu-Homelands" abgeschoben, die 
ihnen und ihren Kindern keine MögliChkeiten 
geben , den Lebensunterhalt zu verdienen . Ihre 
Situation ist gekennzeichnet durch Hunger , 
Krankheit und Elend . 
In keinem Land der Welt ist die Säuglings­
sterblichkeit so hoch wie in Südafrika. Z.B. 
sterben im Reservat Sekhukhuniland 50% der 
Kinder vor dem 5 . Lebensjahr . Die Lebenser­
wartung der Frau liegt bei 30-35 Jahren . 6 ) 

Diese Unterdrückung zeigt sich auch in der 
Berufsausbildung; so erhielten 1968 bei einer 
GesamtbevölkeI'UIlßszahl von 15 Mio schwarzen 
und farbigen A.frikanern nur 427 afrikanische 
Frauen eine Berufsausbildung: 
352 in einer Schneiderei 

23 in einer Spinnerei oder Weberei 
29 in der Hauswirtschaft 
23 im Bereicb Kunst und Gewerbe . ?) 

17 



Wegen ihrer Teilnahme am Kampf gegen das 
Apartheidregime sind heute viele Frauen in 
den südafrikanischen Gefängnissen eingeker­
kert . So wurde beispielsweise Dorothy Nyembe, 
die stellvertretende Vorsitzende des Verbandes 
Südaf rikanischer Frauen zu einer 15jährigen 
Gefängnisstrafe verurteEt. 

Ähnliche Unterdrückung erleiden die Frauen 
unter Bedingungen faschistischer Herrschaft -
etwa in Chile . Wie alle Demokraten sind die 
Frauen der Verfolgung, Verhaftung und Folter 
ausgesetzt . Tausende von Frauen werden noch 
immer in den Gefängnissen und Konzentrations ­
lagern der Junta festgebalten . 73.000 Waisen, 
über 22.000 Witwen - diese Zahlen enthüllen 
eine tragische Realität . 

8. Man: und der WeltkongreB der Frauen 

Diese Frauen, die unter den schwierigsten und 

elendsten Bedingungen leben , benötigen in be­
sonderem Maße die Solidarität aller fort ­
schrittlichen Kräfte . 
Im Rahmen der Aktivitäten zum internationa­
len Jahr der Frau markieren der 8 . März und 
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der 20.-24 . Oktober 1975 zwei Höhepunkte. 
Der 8 . März, der seit seiner Gründung durch 
die II . Internationale Konferenz sozialisti­
scher Frauen im August 1910 unter dem Leit­
gedanken "Kampf für die Rechte der Frauen 
und für den Frieden" steht , soll in diesem 
Jahr vor allem auch dazu beitragen , die Soli­
darität mit den Frauen in Chile und im Süd­
lichen Afrika zu stärken . 

Zum 20 .-24 . Oktober d . J . wurde der "Weltkon­
greB der Frauen" von zahlreichen internatio­
nalen, regionalen und nationalen Frauenorga­
nisationen nach Berlin, der Hauptstadt der 
DDR , einberufen. In dem entsprechenden Appell 
heißt es u . a .: 

"Um einen spezifischen Beitrag zur wirksamen 
Realisierung aller dieser Ziele im Leben je­
des einzelnen und der ganzen Gesellschaft zu 
leisten, ist es unerläBlich, die Bemühungen 
aller Organisationen, der Männer und Frauen 
aller sozialen Schichten zu vereinen und ei­
nen Weltkongreß der Frauen zu organisieren. 
Ein derartiges Treffen wird dazu beitragen, 
den Willen und die Kraft der Weltöffentlich­
keit, der Frauenorganisationen und der Frauen 
hervorzuheben, der Gleichberechtigung , dem 
sozialen Fortschritt und dem Frieden zum Sie­
ge zu verhelfen . " 8) 

Als eine wichtige Aufgabe im Internationalen 
Jahr der Frau forderten sowohl die UNO als 
auch die internationalen frauenorganisatio ­
nen , verstärkt über die Lage der Frauen in 
den Entwicklungsländern zu informieren und 
sie in ihrem Kampf zu unterstützen . 

Hierzu möchte die Redaktion des AlB beitra­
gen . Im Laufe dieses Jahres werden wir anband 
von verschiedenen Länderbeispielen und Be­
richten die Situation und den Kampf der 
Frauen in Afrika, Asien und Lateinamerika 
vorstellen . 

Anmerkungen: 
1) Resolution 3010 der Vollversammlung der 

Vereinten Nationen vom 18 . 12.1972 , frau­
en der ganzen Welt , Zeitschrift der Inter­
nationalen Demokratischen Frauenfödaration 
(IDFF), Nr . 2/1973 , S. 4 

2) Erklärungen, Konventionen, Resolutionen, 
Empfehlungen, Für die Rechte der Frauen, 
Hrsg .: IDFF, Berlin 1968 

3) Probleme des Friedens und des Sozialismus, 
Nr . 10/1974, Prag , S . 1393 

4) DRV - Die drei Verantwortlicbkeiten, 
Frauen der ganzen Welt, Zeitschrift der 
IDPF, Nr . 3/1974, S . 28-30 

5) N. Thi Dinh , Republik Südvietnam - Uner­
schrocken , treu und mutig , Frauen der. gan­
zen Welt, Zeitschrift der IDFF, Nr . 3/ 
1974 , S . 32-34 

6) E . Runge, Südafrika - Rassandiktatur zwi­
schen Elend und Widerstand, Reinbek bei 
Hamburg 1974, S . 89 

7) The Afro -Asian Women Magazine . Hrsg .: 
AAPSO Women Section , Kairo 1974, S. 8 

8) Appell zur Durchführung des Weltkongresses 
der Frauen , Frauen der ganzen Welt , Zeit­
schrift der IDFF, Nr . 3/1974 , S. 3 



Uruguay 
Nacb der Freilassung des Vorsitzenden der Volkseinheitsbewegung Uruguays (Freute Amplio) , Liber 
Seregni , im Novecber 1974 wurde im Januar 1975 mit der Befreiung des Ganeralsekretäre der Kom­
munistischen Partei (KPU) , Rodney Arismendi, aus den Kerkern der Bordaberry-Diktatur ein neuer 
groBer Erfolg der nationalen WiderBtandsbewe~ und der internationalen Solidarität errungen. 
Ebenlalls im Januar d .J . beging die Frente Amp110 unter Bedingungen der Illegalität den vierten 
Jahrestag ihres Bestehens . Trotz des Verbotes der in ihr vereinten 17 Parteien und Organisatio­
nen kämpft sie ungebrochen für die Wiederherstellung der demokratischen Volksrechte , für den 
Sturz der Diktatur , deren große Isolierung kürzlich in einer repräsentativen Umfrage deutlich 
wurde, bei der sich 94% der Befragten gegen das Bordabsrry- Regime aussprachen . 
Die gegenwärtige Lage in Uruguay und den allgemeinen Aufschwung des Wi derstandskampfes der Ar­
beiter- und Volksbewegung Bchilderte Ende letzten Jahree Enrique Rodriguez , Sekretär der XPU, 
in dem nachstehenden Interview . Auf einer Pressekonferenz am 16. Januar 1975 berichtete der aus 
Uruguay ausgewiesene Rodney Ariamendi von neuen machtvollen Wideratandsaktionen vor allem der 
Arbeiterklasse und von einer Zus~itzung der Krise des Regimes , das nur noch von den Spitzen der 
Finanzoligarchie und hohen Mil1tlirs unterstützt werde . "Zugleich aber" - betonte Arismendi -
"sind innerhalb der Armee heftige Widersprüche aufgebrochen, und sie vertiefen sich" . Die ak­
tuelle politische Orientierung seiner Partei und der Frente Amplio faßte er BO zusammen; "Wir 
ringen darum, alle antidiktatorischen und demokratischen Kräfte zusammenzuschließen . Denn für 
die nationale Rettung Uruguaye und die Errichtung einer provisoriSChen Regierung wie in Portu­
gal iet das breiteste Bündnis aller Kräfte notwendig I" 

Interview mit E. Rodriguez, Sekretlr der KP Uruguays 
Der Kampf der Frente Amplio zum Sturz Bordaberrys 

nog.: Wie ""rteilt die Kommwnllli iCM 
'art. Urugucrp d ie Bordabeffydllttotw und 
der_ 'olitiU 

Antwoft : Die Oiktotur de. Pribldenten 
Bordaberry und Miner Komplizen Ist die 
Antwort der hetrMhenden Klonen Uruguoy. 
und de' U$A·lmperialilll\u, a uf dOI maeM· 
volle Anwad,.en der Arbeiterbe_gung und 
der Volhkrahe. Diese '1tuiangen angelichts 
der sich Mhn .. n zuspittenden 6konomlMhen. 
wdalen und politiMhen Krise bereits Mit 
Jahren eine tlelgrelfende Umgestaltung der 
wliallikonomlMhen Struktur dei landes. 
Ohne eine wiche Umgestaltung Ist es un o 
mligllch. die nationalen Probleme IU IÖlen. 
Die Dlktotur beseitigt die bürgerildwtn Ge. 
Mltu wwie die gewerbchoftlichen und w· 
Ilolen Freiheiten. Sie 'lerfolgt einen Kurs 
woch.."der Fosdtisierung In aUen s.. 
relch.n des nationa len Leben,. Die Uno 
slcf't.rheit und Unterdtüdtung des _rkt6ti· 
gen Valke, nimmt I U. Die MenMh.n leiden 
Hunger. Kleine und mittle re , jo sogar rela· 
ti'l g roDe Unternehmen _ rden ruiniert. 001 

Reglm. l.rsl6rt d ie Kultureinricf'ttungen und 
baut d ie Sozia lversicherung ob - Errungen. 
scf'tohen. a uf d ie unler Volk Imm.r stoll 
SI_Mn 111. Dromoti5dler Ausdrudt dle .. r 
Lage Ist d ie Auswanderung Hunderttousen· 
d.r Arbeiter, Techniker, Unl'lerslt6tlda len­
ten und Intell.ktueller. Aul d iese Wei,e 
.... rll.rt das Land seine _rttollsten und 
dYfW)mildliten Kr6he. Die Dlktotur bt da· 
bei. Uruguoy IU zerst6ren. 

Frage: Ei lIt betannt. daS die Iordoberry· 
dilrtatur und die redtten Milital'$ Qbef' • • e 
poUti.IdIe und IOdale Basis ~ Qas 
_ .. _ Ist Bullerst labil. Wie .onn es "61 
....., diesen Bedingungen on d... Mad'lt ...... , 

Ant.otI : Auf wirtschahticnem Gebiet _ nden 
l icf't niettt nur d ie Werktlitigen und die Mit· 
telMhicf'tten, JOndem auch Itorke Krebe der 
Bourgeoisie und der Agrorproduzenten 
gegen die Dikta tur. Auf politlMher Ebene 
gibt e, keine Po rter. d ie diele unterstützt. 
Internationa l wird da. Bordaberryregime 
gena ulO na cf'tdrüdll1d! abgelehnt wie dos 
Pinochetregime. SeIt dem veneralstreik 'IOn 
JuniIJuli 1973. als dos Proletariat im Ver· 
lauf von 15 heldenhaften Kampftogen ge· 
gen dOI Regime aufbegehrte. ill e l der 
Bordoberrydiktotur nld!t gelungen. lid! zu 
konJOlidleren. Die Diktatur sNUt sich auf 
die wirt5dlohllche Mocf'tt einer Minderheit. 
auf die Führung der allerdings m6cttligen 
Oligordlle. Zugtela. erhBlt sie '10m USA· 
Imperialismus und den bewoffneten Krill­
ten Hilfe. Diese Basis Ist Jedoch ou6er. 
ordrntllch Mhmol und instabil. Aber - 50 

JO'glln wi r _ keine Diktatur stürzt 'Ion allein. 

Was die Art und die Bru· 
talil6t der Folterungen betrifft. 50 belindet 
sich Uruguoy heute auf dem gleicf'ten 
Ni'leou wie Chll.. Soga r Jugendlich. Im 
Alter von 16 bll 17 Jahren _ rd.n geloltert. 
Die geringste Protell· oder Kom ploktian 
wird blutig niedergeschlagen. Es gi bt Tou­
, ende und ober Toulende Eingekerkerte. 

Zehntausende finde n keinen nauen Ar­
beitsplatz und sind deshalb zum Hungern 
'1erurtellt. Erst In den letzten Wochen wur­
den Hunderte Grundschul· und Oberschul· 
lehrer entlassen. Slchel!lcf't _rden nodI weI · 
te re Entlollungen folgen. 

frage: Kann mon olle 'eile der bewaffne· 
ten Kr8he In Beziehung seben IU d. ,. 
Dramo, das durch die proimperialiltilChe 
Diirtcrtur de' Obendlidlten fib d.. Vor. 
Uruguays _ b londen istt 

Antwort: Die bewaffneten Kl'6he stehen 'IOr 
eine r besonde rs Mhwierigen Froge' We,­
d.n sie In die GeMhichte . Ing. hen oll de r 
bewaffn.te Arm der Oligarchi • • die sie als 
Folterer und He nker des eigenen Volk., 
mi&braucht - odar a ls Patrioten. d ie- die 
reoktionare Dikta tur gemeiMaM Mit eS.. 
y~. stVnen und den Weg .tur Freiheit. zu,. 
wirtsdKlhUcn.n und sozia len Fortschritt auf 
d.r Grundlage einer wirklichen nationalen 
Sou'l8r6nlta t aHnen ' Wir m.inan. do6 groSe 
TeUe de. MUltlirs d ie erste Varia nte zurOdI.· 
_Isen und . Ich endgü ltig fGr .d le rwelte 
entKtleiden. 

in der 
nenden Bulletins Nr • 

Illegalität weiterers c he' 
der Gewerkschaft 
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Frage: Wie kaftfpft d5e ArI*IertJaue .... 
IMIMam Mit anderen potriotIscMn SeNd!· 
teil filf Ihre Grundredlte, Rl,. Fr.ihei .... 
den StYn der Oittat\lr und 10, eine fort· 
Idvittllche und demobatiJche Entwlddung, 
tU, Soweranhat und natiottole UftClbhBn· 
glgkeitr 

diese Organisationen edstieren -.i.r und 
leiten den Kampf der Weri:t6tigen. 00. 
Bulletin der CNT hot sein Ersehe,klen l\OCfI 
dem Stoatuttwich nidlt elnlJllsteliL Jede 
Woche wird e, .ertrieben. Oie Versu<t.e. 
"gelbe- Gewerksdloftetlz" bilden, sind '161· 
IIg gescheitert. Bordobeny mußte 'kürzlkh 
feststellen, daß die Arbeiter, kllls Gewerk· 
KhoftsWtlhlen stattfinden würden, Ihre be· 
wahrten Fahrer, dorunter aud\ Kommuni­
sten, wIederwahlen würden. 

nen Front. delen fortgeschrittenster und 
kämpferischster TeU die Frente AmplJo sein 
muß, entscheidend is~ fOr den Sturz der 
Diktotur. Diese Perspektive hot bereits Form 

~ 

und Gestalt angenommen. Schon jetzt be- • , 

Antwortl DJe ArbeUertlosse hot seit den 
Togen des Oeneralstrelks yon Juni/Juli 1973 
nkflt nodlgelos .. n In Ihrem Kompf. MOlI 
konn feststellen, -doe es keine MoßnQhme 
der Unternehmer qder der RegleRmg gob 
(Lohnfragen, Zahlung des SozlalQeldes. 
Entlassungen, VerttofWng von Funktlor.6ren 
und MItglIedem der Portel usw.), die nldlt 
ml, Arbelleraktlonen beantwortet wurden. 

Wenn wir nur auf die 'eilten Wochen zu· 
rGdd)lIcbtn, $0 müssen wir den 24stündigen 
Streik der Bauorbeiter (selbst Bordtlbeny 
mußte onertennen, dtlB er ein Erfolg Wtlr) 
!,Ind den siegreichen Ausstand der Arbeiter 
des Kühlhousuntemehmenf FRIMASUR, der 
über .Jer Monate dauerte. rtennH. In nimt 
_nigen Fallen seilten die Arbei.r dl. 
lIel. d"rm, die si. "m iJMtetlt hotten. Die 
Entfossenen muSten wieder einges.nt, die 
Verhafte.., wMder fretgelossen ~ 
"sw. Tratz der tt.p .... sollen fonden am 
1. Mol o.monstratJonen, Aktionen für 
h6her. l6hne und tlnde,..· Kampfe stott, bei 
denen sich Ttlusend. Werttatige vor dem 
AtbeItsmlnlsterium ._mmeUen. 

Die Regierung erld6rte den Geweri:smofts­
bund ~COn'l'lJrlciOn Naclonol cHt Trabojo­
dONS· (CNT), die Bouorbeilergewerk. 
sdloft usw. für .illegol" "M .. .-bot sie. Aber 

Am '4. August,. dem Iftdtsten Johnutog des 
Todes von Uber Arce, dem ersten Studen· 
tenmartyrer, foncien sid\ Hunderte Studen· 
ten der Unl ... rsi~t "nd der Obe~ulen IU 

graBen Demonstrationen gegen die Dik­
tatur l-usammen. ZohlteidMI Unl .. rslt6tsleh· 
tel ~gerten lim. ein Dokument über die 
Ablehnung des Mor.lsmus zu unte~re+ .. 
ben. obgleldl sie wuBten, doB dies -mit 
Sicherheit Verfolgu~ und die m6gllche ·Ent­
lassung bedeuten würde. 
Es werden Bedingungen für nodI wirksamere 
Mossenoktionett getcMffen. ~ A.uHo ... 
sung der Kommunisten ist dies der einzige 
Weg, um die Diktatur lU stürzen und eine 
Pro.isorisdle Regierung mit potriotischer, 
dempkratlscher und dem Willen des Volkes 
entsprechender Orientierung zu bilden. 
Andere wh:t.tige politische und gesellschoft­
Ijdle Sektoren stimmen darin Oberein, die 
Aktionseinheit oll jener Gegn)n der Dik­
tatur zu sdioHen, die bereit sind, lidl um 
ein Minima'~rogramm IU schoten, wie ich 
es zuvor umrissen habe. 

Wir sind der Meinung, daß die Verwirk­
lichung solch einer breiten und geschlosse· 

stehen oHene und henlime Kontokte zwl· 
$ehen oll den erw6hnten Kröften. 

Die KP Uruguays bt .on ollen als sterksle, 
orgonisle rteste und kömpferlsdiste Abtei­
lung onerkonnt. 

Von den Parteigruppen werden .Iele Perio­
dika und Blätter herol.!sgegeben. GroBe 
Kompftoge wurden organisiert, so der Tog 
der Solidoritot mit Chile am ". September, 
on dem Tausende Plokate mit Fotos von 
Allende und Corvol6n öHentlim ongebradlt 
wurden. Oder der 19. September, de r 
54. Jahrestag der GrGndung der Partei, on 
dem lber tausend rote Fohnen in den Stra· 
ßen und Fabriken gehiBt und über zwei Mil­
lionen FI"gblätter .erteilt wurden. Darin 
wurde Freiheit für Rodney Arismertdi und 
liber Setegni gefordert. Vergessen werden 
ober auch nicht Jolme Perel und Jorge 
Mouoro'f"im sowie olle onderen politisd1e" 
Oefongenen und Inhaftierten Gewelt$d> • 

ter. Hunderte der bewußtesten Arbeiter_ 
den Mitglieder der ParteI. Ähnlime Akti'f"i· 
tOten entwidelt die Uni'on der Kommunisti· 
schen Jugend. Natürlim werden ber diesen 
Aktionen .iele hundert Kommunisten .er· 
haftet, onsdilieBend in den Kerkem gefol­
tert und sogor einige ermordet, wie die 
junge Lehrerin Nibyo Sobolsogaroy. Aber 
dos ist der bittere Preis, den mon für die­
sen schweren patriotischen Kampf lahle" 
muß . ......................................... 

Chile 
1m März 1975 sollen in Paris die Ver handlungen zwischen der chilenischen Militärjunta und den 
Regierungen der Gläubigerländer Chiles - auch unter dem Namen "Pariser Klub" bekannt - statt­
finden. Die faschistische Junta wird dabei eine weitere Hinauszögerung ihrer Schuldenrückzah­
lungen für das Jahr 1975 zu erwirken versuchen . 
Das Koordinierungskomitee antifaschistischer Chilenen in der BRD legte zu dieser Problenatik 
am 2 . Februar d . J . eine Stellungnahme vor, die wir leicht gekürzt abdrucken . 

Koordinierungskomitee der Chilenen in der BR 0 

Die Bedeutung der Umschuldungsverhandlungen 

Die Öff entlichkeit ist über die verzweifel ­
ten Bemühungen der Militärjunta in Chile in­
formiert, die für 1975 vor auszusehende "Lük­
ke" von etwa 900 Millionen Dollar in der Zah­
lungsbilanz zu überbrücken . ~ie der Finanz­
minister der Junta erklärte, hofft die Junta, 
dieses Defizit mit Hilfe des Auslandes zu 
decken: und zwar durch 250 Millionen Dollar 
aus Krediten des Internationalen Währungs­
fo nds und der USA-Privatbanken , durch etwa 
300 Milli onen Dollar aus neuen privaten Kre­
diten und Investitionen aus den I ndustrie­
staaten und den Rest in Höhe von rund 300 
Millionen Dollar durch die Verzögerung der 
Rückzahlungen im Rahmen der Umschuldungsver­
handlungen , die in kommenden März zwischen 
der Junta und den Regier ungen des sogenannten 
Pariser Klubs in Paris stattfinden sollen_ 
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für die Zukunft Chiles 
D. h . die Junta hoU·t , in diesen Verhandlungen 
ihre der zeitigen Zahlungsverpflichtungen auf 
die nachfolgenden Jahre verlagern zu können, 
um dadurch die gegenwärtige Krise in der 
chilenischen Zahlungsbilanz zu mildern _ 

Ziel derUmsdluldung: Konsolidierung der Militärjunto 

Es ist von außerordentlicher Wichtigkeit,zu 
verstehen , daß jede Maßnahme seitens einer 
Regierung , einer internationalen Organisation 
oder privater Gläubiger , die eine ~e 
oder Begünstigung der Vorstellungen der Junta 
in Fragen beinhaltet, die entscheidend für 
ihre Stabilität sind , einen entscheidenden 
Schritt auf dem Weg der Konsolidierung der 
Diktatur in Chile darstellt . Eine Maßnahm~ 

, 
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dieser Art würde auch bedeuten , das Elend des 
chi lenischen Volkes zu verschlimmern und 
s t el l t für die Gläubiger zudem keine Garantie 
dar f ür die spätere Rückzahlung der Kredite . 
Sie stellt im Gegenteil die Zukunft der chi­
lenischen Nation in Frage . 
Die britische Labour Party hat diesem Sach­
verhal t Rechnung getragen und beschlossen , 
die Nichtteilnahme Großbritanniens an der 
nächsten Verhandlungsrunde des Pariser Klubs 
im März d . J . zu empfehlen, und gefordert , die 
der Junta bei den Verhandlungen 1974 gewähr­
ten Begünstigungen zu revidieren . 
Die Unkenntnis über den wahren Charakter des 
politisch- ökonomischen Modells der Militär­
junta in Chile mag die Gläubigerländer veran­
laBt haben, Ende 1973 und Anfang 1974 der 
Diktatur wichtige Erleichterungen bei der 
Rückzahlung ihrer Auslandsschulden im Jahre 
1974 zu gewähren ; und die Junta erwartet ähn­
liche Erleichterun~en für 1975. 

Folgende Zahlen geben einen Überblick über 
die von der Junta erzielten Begünstigungen 
seitens der Gläubigerländer des Pariser Klubs 
im Jahre 1974 : 

Anteil der Schulden, 
deren Rückzahlungen 
verzögert wurden : 
Zablungsbedingungen 
für den nicht ver­
handelten Teil : 

Frist für die Rück ­
zahlung des verhan­
delten Teils : 

70 " 80 " 

sofortige 4 Jahre 
Rückzah-
lung 

6 Jahre 7 Jahre 

Fortgesetzte Repr.ssion 

Stat t die von vielen Länder n gestellte Be­
dingung der Wiederherstellung der Menschen­
rechte i n Chile zu erfüllen, hat die Junta 
1974 den Unterdrückungsappar at ausgebaut , 
ver bessert und raffinierter gestaltet . Dieser 
Prozeß wird fortgesetzt ohne Aussicht auf 
eine Umkehr , da er das Wesen des politisch­
ökonomischen Charakters des gegenwärtigen Re­
gimes darstellt , das eine deutliche faschi ­
stisch~ I deologie vertrit t . 
Angesichts der vielen Beweise no.hm die Voll­
versammlung der Vereinten Nationen 1974 eine 
Reso l ution an , in der sie die Junta wegen 
massiver und wiederholter Mißachtung der Men­
schenrechte verurteilte ; eine Resolut i on, die 
bis heute gÜltig ist und über die der General­
sekretär der UNO und der Pl:äsident der Voll -

versammlung bei der nächsten Sitzung der in­
ternationalen Organisation einen Ber icht er­
statten werden . Auch die Menschenrechtskom­
mission der UNO in Gen! wird im Januar/Fe­
bruar 1975 die erneuten und schweren Mißach­
tungen der Menschenrechte durch die Militär­
junta in Chile untersuchen . 
Wenn die Junta in diesem Zusammenhang über­
haupt einen Fehler zugibt, dann den , "noch" 
nicht in der Lage gewesen zu sein , eine halbe 
Million Chilenen , sondern stattdessen "nur" 
einige zehntausend hi~erichtet zu haben -
wie es von Admiral Jose Toribio Merino , Mit­
glied der Junta , in einem Moment unuoerleg­
ter Ehrlichkeit zum Ausdruck gebracht wurde . 

Verwendung der ' Hilfe' 'IU neuen Waffenköufen 
Im Rahmen der Politik der Junta würde die 
Gewährung neuer Erleichterungen bei der Rück­
zahlung der Auslan4sschulden unmittelbar zu 
einer Freisetzung von Ressourcen fÜhren, die 
in erster Linie zum Einkauf von Waffen ver­
wandt werden , zur Verstärkung des UnterdJ.'lik­
kungsapparates und zur Bedrohung der Sicher­
heit der Naohbarländer Chiles . Kurz : Zu einer 
abenteuerlichen Aggressionspolit ik, die für 
das Land eine Katastrophe bedeuten würde . 
1974 erreichten die offiziellen Ausgaben für 
Waffeneinkäufe 7% des Devisenhaushaltes, statt 
der traditionellen 2% und für 1975 sind schon 
120 Millionen Dollar für den Einkauf von 
Waften vorgesehen , eine Summe also, die um 
20% höher liegt als die veranschlagten Aus­
saben für das Bildungs- und Gesundheitswesen 
{s o Financial Tb.es , London, 19 . 12. 1974 , S . 5) . 
Die Diktatur verwendet andererseits die Kre ­
dite der europäischen Länder, um den USA -Kon­
zernen, wie der ITT, Kenneoott oder Anaconde 
Hunderte von Millionen Dollar zu bezahlen, 
also jenen Konzernen , die den Militärputsch 
mit vorbereitet haben . 

Allgemeine Venchlechterung der Volkswirtschoft 

Die Erwartungen der Gläubigerstaaten im Hin­
blick auf die umfassende Verbesserung der 
grundlegenden ökonomischen Kennziffern , wie 
sie auch als Hauptziele im ökono~isuhen Mo­
dell der Junta fixiert sind , wurden bei wei­
tem nicht erfüllt . Die Lage der chilenischen 
Wirtschaft hat sich nicht nur 1974 ver­
schlechtert , sondern weist zudem einen star­
ken Abwärtstrend für das gegenwärtige und 
die kommenden Jahre auf : 
An erster Stelle soll die Stagnation des 
Bruttosozialprodukts erwähnt werden , das au!­
grund der außerordentlich günstigen Konjunk­
tur des Kupferpreises nicht zurückging . Der 
Kupferpreis erreichte 1974 ein Durchschnitta­
niveau , das doppelt so hoch wie 1972 war . 



Für 1975 erwartet man einen Rückgang des 
Bruttosozialprodukts um mindestens 10% im 
Vergleich zum Vorjahr . ( • •• ) 
Für 1975 plant die Junta eine drastiscbe Re ­
duzierung aller öffentlichen Investitionen. 
di e durch keine privaten Investitionen er­
setzt werden und dadurch die Voraussetzungen 
für eine weitere Verschlechterung der Pro ­
duktionskapazität des Landes in den nachfol­
genden Jahren schaffen wird. 
Die Durchsetzung des politisch- OKonomischen 
Modells der Junta fÜhrte zu einer äußersten 
Polarisierung des Reichtums im Jahre 1974 -
ein ProzeB, der fortschreitet - ,bis zu dem 
Punkt, daß z . Z. 5% der Bevölkerung 50% des 
Nationaleinkommens erhält . 
Das hat eine starke Einschränkung des inne­
ren Marktes für die Produktion von Hassenkon­
sumgütern und Dienstleistungen hervorgerufen 
und den Verelendungsprozeß der Mehrheit ·-der 
Bevölkerung vertieft . Die Reduzierung der 
Kaufkraft des Volkes und der mittleren Schich­
ten im ersten Regierungsjahr der Militärjun­
ta wird auf nicht weniger ale 37% einge­
schätzt , aus Gründen der explosiven Steige­
rung der Preise für unverzichtbare Konsumgü­
ter . Nur um Brot zu kaufen,braucht eine Ar­
b eiterfamilie 21 , 6% ihres Monatseinkommens. 
Andere Schätzungen zeigen , daß die Ausgaben 
für Brot etwa 40% des Monatseinkommens einer 
Familie aus den ärmsten Schichten ausmachen 
(s. Katholische Zeitschrift Mensaje, Januar­
Februar 1975. S . 46 u . f . ) . 
Michel Ghossudovsky , Professor an der Katho­
lischen Universität von Peru und an der Uni­
versität von Ottawa- Kanada, ein bekannter 
Experte auf diesem Gebiet , erklärt nach einer 
Untersuchung an Ort und Stelle, daß " ••• 
nicht weniger als 85% der Bevölkerung im Mai 
1974 unter die Armutsgrenze gedrückt worden 
waren und daß 60% der Bevölkerung unter den 
Bedingungen äußersten Elends und Unterernäh­
rung litten" (s . P'inancial Times, a . a.O . ) . 
Die Auswirkungen des äußersten Elends und 
der Unterernährung auf Chiles Kinder ist 
eine der kriminellsten Aspekte der Politik 
der Militärjunta . ( ••• ) 
Das von der Junta angekündigte Ziel der Er­
reichung einer Preisetabilität 1974- scheiter­
te auf der ganzen Linie, da nach offiziellen 
Angaben die Verbraucherpreise 1974 um 375 , 6% 
stiegen. Die Weltbank nillllllt dems.egen;iber so­
gar eine Preissteigerung um 600% an. Auch 
auf diesem Gebiet sieht die Situation für 
1975 düster aus . ( ••• ) 
Ein für die Gläubiger der Militärjunta (Re­
gierungen, Institutionen und Privatfirmen) 
wichti~er Aspekt iet die äußeret schwierige 
Situat~on der internationalen Zahlungsbilanz 
Chiles in diesem Jahr und deren zu erwartende 
Verschlechterung in den folgenden Jahren . 
Wenn die "Lücke" in diesem Jahr (1975) 900 
Millionen Dollar beträgt , so erhöht sie sich 
auf 1 . 400 Millionen Dollar im nächsten Jahr 
und setzt sich in den nachfolgenden Jahren 
dieses Jahrzehnts fort . 

Die Verschuldun9stpirole 

Diese Krise der internationalen Zahlungsbi­
lanz hat ihre Ursachen nicht i n dem 
Fall der Kupferpreise, sondern in der Gesamt­
heit der Wirtschaftspolitik. die dazu f ührt, 
alle ihre Einschränkungen und Mängel auf die 
Zahlungsbilanz zu verlagern ,und die anderer­
seits keine Elemente beinhaltet , die zu einer 
Verbesserung der künftigen Zahlungsfähigkeit 
führen, sondern im Gegenteil, zu deren Ver­
schlechterung beitragen. Unter diesen Bedin­
gungen bedeutet eine Annahme der durch die 
Junta vorgeschlagenen Umschuldungsbedingungen 
nichts anderes als die Beschleunigung einer 
VerSChuldungsspirale ohne Aussichten auf ei-

C!C!ne Rückzahlung . Wir müssen trotzdem wieder -

holen. daß eine Umschuldung zu diesem Zeit­
punkt zur Konsolidierung des Diktaturregimes 
beitragen würde, wodurch der Handlungsspiel­
raum einer zukünftigen chilenischen Regie ­
rung in dieser Frage aufs schwerste einge ­
engt würde . 

Mossive Venmwendung von Devisen 

Angesichts der außerordentlich günstigen 
Kupferpreise im Jahre 1974 ist es unglaub­
lich, daß die Junta das vorige Jahr mit ei ­
nem Defizit von 200 Millionen Dollar in der 
Zahlungsbilanz abschloß . Außer den Ausgaben 
für 'Jaffeneinkäufe im Ausland setzte die Jun­
ta als wesentlichen Bestandteil ihrer Wirt ­
schaftspolitik eine breite "Liberalisierung" 
des Außenhandels durch in einer Dimension, 
wie sie nicht einmal die besten Zeiten des 
"laissez faire" gekannt h..<!ben . 

Die Devieenverschwendung erfolgt im nationa­
len Maßstab , wird durch die Junta gefördert 
und nimmt verschiedene Formen an , die ohne 
Ausnahme den reichen Schichten der Bevölke­
rung zugute kommen . Während der Import an 
Grun~smitteln wegen der gesunkenen 
Massenkaufkraft abnimmt, steigen die Importe 
von Luxusgütern. ( ••. ) 

Internotionole J1.olierung der Junto verltCirken l 

Niemand soll sich von den Diversionsmanövern 
auf politischem und ökonomischem Gebiet täu­
schen lassen, mit denen die Junta die Natur 
ihrer wahren Ziele zu verscbleiern versucht , 
um damit die Weltöffentlichkeit zu verwirren. 
Die antifaschistischen Chilenen rufen" die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und 
alle Regierungsn, die Mitglieder des Pariser 
Klubs sind, auf , die Verzögerung der Rück­
zahlungen der Schulden der Junta abzulehnen 
und an den für März vorgesehenen Verhandlun­
gen in Paris nicht teilzunehmen . 
Wir rufen ebenfalls alle demokratischen Or­
ganisationen und Menschen auf, diese For­
derung aktiv zu unterstützen und noch mehr 
zur internationalen Isolierung der Militär­
junta beizutragen. 
Das ist die wertvollste Hilfe, die man dem 
chilenischen Volk in diesem Moment leisten 
kann, um seine Freiheit und die Demokratie 
zurückzugewinnen . 

(Quelle: Koordinierungskomitee der Chilenen 
in der BRD, Frankfurt/Main. 
6 . 2 . 1975) 
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Peru 
In der ersten Pebruarwoche kam es in der 
peruaniseben Hauptstadt Lima zu schweren 
Straßenkämpfen, die meuternde Polizeieinhei­
ten und reaktionäre bürgerliche Kräfte ent­
facht batten. Hunderte von Polizisten und 
Mitglieder der recbten APRA-Fartei - von 
Agenten der CIA aufgewiegelt - zogen brand­
schatzend und plündernd durch die StraBen 
Limes . U.a . setzten sie mehrere Verlagsgebäu­
da der erst kürzlich von der Regierung ent­
eigneten Zeitungen in Brand . Das gemeinsame 
Kommando der Streitkräfte ging gegen die 
eicb ausweitenden Unruhen mit der Verhängung 
des Ausnahmezustandes, der Amtsentbebung des 
Polizeichefs von Lima, dem Einsatz von Ar­
meeinheiten und Militärpatrouillen vor . Nach 
wenigen Tagen war der Widerstand der Ver­
schwörer gebrochen . 
Bei den jüngsten Ausschreitungen handelt es 
sich um den bislang ernstesten Versuch der 
einheimischen Bourgeoisie und des imperia­
lismus mit abgewandelten Methoden die Ereig­
nisse im Nachbarland Chile aur peruanischem 
Boden zu wiederholen . 
Die Umsturzversuche gerade zum jetzigen Zeit-

I'unkt erfolgen nicht zufällig, sondern stel­
en eine Reaktion auf die besonders in den 

letzten Monaten forcierten fortschrittlichen 
Maßnahmen der peruanischen Regierung dar . 
Dazu gehören: 
_ die Enteignung des U5-Kupferkonzerns "Cerro 

y Pasco Corporation", 
_ die Ablösung von zwei Mitgliedern des Mi ­

nisterkabinetts, die sich den sozialöko­
nomischen Umgestaltungen widersetzten, 
die Enteignung der großen bürgerlichen 
Presseorgane und ihre Obergabe an verschie­
dene VOlksorganisationen . 

Diesem im Oktober 1968 mit dem Machtantritt 
aer progress~ven Militärreg~e~ einge ­
schlagenen Weg (vgl . AIB Nr. 4/1970 , 3/1971 

"Plan INCA"-

und 6/1974) lag das von den Militärs ausge­
arbeitete programmatische Dokument nPlan 
mCA" zugrunde . AnläBlich des peruanischen 
Nationalfeiertages sm 28 . Juli 1974 gab Prä­
sident General Velasco AlvBrado in seiner 
Botschaft an die Nation den Plan der Öffent­
lichkeit bekannt . Dieses Dokument , das wir 
in den wiChtigsten Passagen abdrucken , be­
schreibt die Situation des Landes im Jahre 
1968 , nennt die allgemeinen Ziele der natio ­
nalrevolutionären Umgestaltung Perus und die 
dazu erforderlichen Schritte seitens der 
Regierung . 
Dieser "Plan mCA" fand die breiteste Zustim­
mung der antiimperislistischen Kräfte . Dia 
Peruanische Kommunistische Partei (PEP ) be­
zeichnete ihn als ein "unschätzbares program­
matisches Dokument" für die Werktätigen und 
Vol.k:skräfte des Landes, "das von jetzt an 
bis zu seiner völligen Verwirklichung den 
Kamp! gegen unsere Feinde vorantreiben muß". 

Angesichts der jüngsten Ereignisse erhob die 
PKP eindringlich die Forderung , "daß die 
Einheit und Koordinierung der revolutionären 
und fortschrittlichen Kräfte Perus •• • eine 
allgemeine historische und unaufschiebbare 
Notwendigkeit n ist. Die zentralen Gewerk­
schaftsverbände appellierten an alle fort ­
schrittlichen Kräfte , "sich zu einer einzigen 
Faust der Verteidigung der revolutionären 
Interessen des Landes zu vereinigen" . Der 
Tatsache , daß sich am 8 . Februar d . J . 27 pe ­
ruanische Volltsorganisationen zu einem "Ko­
mitee der Volkskoordinierung" zusammenschlos­
sen, um gemeinsam "konkrete Aufgaben bei der 
Verteidigung der Revolution" zu übernehmen , 
kommt von daher für die valle Verwirklichung 
des "Plans mCA" und für die weitere Vertie ­
fung des revolutionären Prozesses entschei­
dende Bedeutung zu . 

Programm der Revolutionären Regierung der Streitkräfte 

AI Zielstellung 
Die Revolution der Streltkr6fte wird 
e inen ProleS der VertindenJng der wirt_ 
~oftlidlen . SOlioien, poUtbdlen und 
kulturellen Strukturen mit dem Ziel 
durchführen. eine neue Gesellschoft tU 
errichten, in der der peruonbche Monn 
und die peruonllche Frou In Freiheil 
und Gerechtigkeit leben. 

Diese Revolution wird notionolistiKh. 
unobh6ngig und humonlstlsdl sein. Sie 
wird sich weder on Sct.emoto noda Dog· 
men holten. Sie wird .. ch oUeln on der 
peruonischen liteollUit orientieren. 

Sle wird nCltionolistiset. sein. _il sie 
won den hohen Werten des Voterlon­
des. den Interessen d~ peruonlsd!en 
Volkes und won unMrer eigenen Reoll· 
tät Inspiriert ist: sie wird unobha~ig 
sein . weil sie nicht on bestehende Ideo· 
loglen, pollthche Portelen oder Mocht-

gruppen gebunden Ist und weil sie ge· 
gen jegliche Art 'IOn Abh6nglgkelt 
k6mpfe .. wird; sie .,Ird huManlltisdt 
sein. w.1I sie die v6l11ge Entfolhlng des 
Menldlen Innerholb efner. 5Qlldorlldlen 
Gemelnschoh berücblchtlgt, dern 
wichtigste und untrennbo,.. Werte Ge· 
rechtlgkelt und Freiheit sind. 

Die Zielstellung der Revolution wird 
durch die Erfüllung der Nnf Houpttle'e 
erreicht _nden, die im Stotut der Re­
volutlon6ren Regierung niedergelegt 
sind. die wiederum durdl eine R.lhe 
spetlflsdler Ziele eneld1t _rden sollen. 

BI Spezi/ism. Ziele 
und Aktionen 
,. !!!!!! 
0) Situation 

(1) Fost olle Aktivitllten ouf dem Erd· 
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611ektor liegen In oUII&ndllChen H&n­
den. 

(2) Die stoatllme ErdölgeseUsmaft IIt 
eine K8rpersmaft ohne wirtsmaftflch. 
Bedeutung, sie bt bürokrotisch und un.· 
wlrksom aus Mangel an UnterstOtlung. 

(3) 01. Intematfonal Petroleum Com­
pony (Im folgenden IPC bezeichnet -
die Red.) hot ohne Jeglichen legalen 
Titel das Monopal über das Erdöl. 

(4) Die Geschichte der Erpressung und 
Bestechung durch diese Gesellschoft er­
reichte Ihren Höhepunkt in einem Ver­
trag, der einem Ausyerkouf gleich­
kommt. Die Schulden der Gesellschaft 
_rden darin dem land auferlegt, und 
e$ werden KonzessIonen gewöhrt, die 
dem notlonolen Interesse wlderspre­
men. 

b' ZI.I 

Alle AktlYit6ten auf dem Erd61sektar 
_rden ausschließlich vom Stoo't ous' 
gehen. 

e' Aktionen 
(1) Annull1erung des om 12. August 
1968 mit der IPC unterzeichneten Ver· 
troges, der .Toloro-Akte~, und oU.r 
da mIt y.rbundenen Aktion.n. 

(2) Enteignung des Besib:es der IPC, 
um domil d.ren Schulden beim Stoot 
zu decken. 
(3) Schoffung eln.r soliden staatlichen 
Oeseilscholt, die sömtlime AktlYltÖt.n 
auf dem Erdölsektor übernimmt. 

(4) Beseitigung des 'Kontessiorillydems, 

(5) Schoffung .in.s Vertrognystems In 
einer ersten Etappe, bis e ine wirtschaft_ 
lime leistungsföhigkeit e rreicht Ist. d ie 
es ermSglicht. ,ömtliche Aktlylt&ten ouf 
dem Erd&lsektor direkt dem Staat tU 
übertrogen, 
(6) In einer twelten Etappe, wenn diese 
leistungsfähigkeit erreicht Ist. werden 
ausschließlich '10m Stoot die Aktlylt&len 
auf dem ErdSlsektor ausgehen. 

t. Planung 

0' Situation 

(1) Interessengruppen betrachten dl. 
Planung als einfachen Formalismus. 

(2) Die Plonung ist für do$, wirtschaft· 
IIche Womltuin und nicht für die so­
IlaUSkonomlsche Entwlddung konzipiert, 
(3) Die Stotistik ist unzureichend enl· 
wld;elt. 

b' Ziel 
Eine Integrole und permonente Planung. 
die flir den &flentlichen Sektor blnd.n­
den Chorokter hot und fur den prlya­
ten Sektor yorrangig und In hohem 
Maße orientierend Ist. 

c) Aktionen 

(1) Vorberellung und Aktuallslerung der 
ElnlCMlttung der nationoien Reollt&t. 

(2) Aufstellung von Entwid;lungsllnlen 
für dos land. 
(3) Durchführung einer langfristigen, 
mlltelfrlstlgen und kutl.hlstlgen Pla ­
nung. 
(4) Bestimmung der Entwiddungs­
schwerpunkte des Londes. 

'.r~~ ",alld. nt, Genllol Juan VeloKo A!yorado, ouf einer Londorbeilerk"ndgebu", be~ 
der symbollichen Ubergobe ,on 15 000 Hektor ent. lg ..... n Oro5grundbelill.' - . e ine ckt 
.... utend. " MoBnohmMi antlollgOfchllChen Chorolct. ,. ., MII"',aI •. RIM, \~, ........ 
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(5) Inltitu tlonollsierung dei Planungs­
systems innerha lb der öffentlichen Ver· 
woltung. 
(6) Elnbetiel)ung der Orgone fOr Sta· 
tistik In dos Planungssystem. 

1 Außenpalitik 

0) Situation 

(1) Die Au6enpalitlk ill furchtsam und 

abhönglg, '101 ollem 'Ion den Verelnlg . 
ten Staoten 'IOn Amerika. 

(2) Inte rnotlonole Beziehungen beste· 
hen nur mIt den kapitalistischen l&n· 
dern. 
(3) Mongelndes Bewußuein über die 
Rolle, dIe Peru In der Gruppe der l&n­
der der . Drltten Welt· zukommt. 

(4) Mangelnde, Intern9t1onale.s Ans.­
hen Perul. 
(5) F.hlendes Engagement und man· 
gelnde Initlatlye bei der Verteidigung 
der These der 2OI)·Meilen-Terrltorlol· 
gewöller. 
(6) Der Handel steht unter dem Druck 
oUllöndischer Wlrtsdloftslnteressen. 

(7) Fehlen einer Entwicklungs· und In- _ 
tegrallonspalitik In den Grenzgebieten. 

b) nel 

Eine notlonoliltlsdle und unobhönglge 
Auß.npolltlk, g.stüut auf die feste und 
oktiye Verteidigung der nationalen 
Souyeränlt&t und Würde. 

c) ldrtJonen 

(1) Orientierung der Außenpolitik auf 
dIe Verteidigung unserer territorialen 
Integrlt&1. 
(2) Zurückweisung Jedweder Form 'Ion 
ouslöridlsd1er Einmischung In unsere 
Inne,en Angelegenheiten und keIne Ein. 
mischung in die Inneren Angeleg.nhel. 
ten anderer l&nder. 
(3) Ausschaltung Jeglicher Form von 
oUI16ndlschem Drud; und Jeglid1er Ab­
hönglgkeit 'Ion Irgendeinem Ma cht­
uintrum. 
(4) Herstellung von Beziehungen mll 
ollen landern, soweit es dem nollono· 
len Interesse entspricht, und oktlye Zu- -
sammenarbeit mit der On.ippe der 
.Drltten Welt~. 
(5) Darstellung des wir.lIchen Bildes 
des landes und seInes reyolutlonören 
Prozesses In der ganzen Welt. 
(6) Suche nad! Unterstüb:ung In der 
Welt für die These der 2QO· M.Jlen-Ter­
rltor!olgew/:!sser. 
(7) Forderung noch gerechtet Behand­
lung im Worenoustousch. 
' (8) Entsd1lossene Ha ltung bei der sub· 
regionalen Integration des And>lngeble. 
tes und der regionalen lateinomerikonl. 
schen Integration. 
(9) Vemarkte Entwid;lvng LInd Integra· 
tlon der Grenzgebiete, um unsere Sou · 
verl!lnltöt zu festigen. 

(10) ' Anpassung des dlplomatlsd1en 
DIenstes a n die Erford.rnlsse der neuen 
Au6enpalltlk • 



... Agrarreform 

a) Situation 

(1) Ungentchte und unwirkrome Agrell­
struktur. d ie eine Konzentration des 
Relc:flluml und der Mac:flt In wenigen 
Htinden ermöglicht. Zwei Prozent der 
8ev6lkerung besitzen 90 Prozent der 
Nutzlltidle. 
(2) Vorherrschaft 'iOn latifundium und 
Minllundlurn (londwirtsc:flaftllcher 
Klelnstbetrleb - die Rod,). 
(3) GroBe und fruchtbare landerelen 
beflnden sich In der Hand auslandl· 
Idler Oeseilldlaften. 
(4) Es existiert eln Agfarreformgesell. 
dos dIe VIehzuchtlatifundien der SlelTo 
und die agroinduslrlellen latifundi en 
on der Küste unangetastet IlI8t. 

b) Ziel 

Vertinderung d.r Agrantruktur, um so 
friih wie rn6glich ein geradlte' und 
wlrkromes Regime tU erreichen, dos auf 
dem Prinzip beruht, do8 der "Boden 
dem geh6rt, der Ihn bearbeitet", 

c) Aktionen 

(1) ourc:hfuhrung einer Agralleform, de· 
ren geseUscholtlidler Zwec.t ein Hödut­
ma8 von Ergebn!uen slcflert und deren 
Houptcharokteristlko sind: 

a) Anwendung der Relorm oul dem 
gesamten nationalen Territorium. ohne 
PrivilegIen und Ausnahmen. 

b) Fesdegung eines Irxen lImlb far den 
Besltt, dos on die Erfüllung seiner ge· 
selbchoftllcflen Funktion gebunden ist 

e) Varrecnte In der Bodenverteilung für 
Jene, die sic:fl In halbfeudalen Abh6n· 
glgkeltsverhöltnll5en befinden (feooa· 
torlos), sowie für kleine Pöc:flter. 

d) Anwendung des EnteignungnYltems. 
wobei ein Tell (der Entsc:hödigung - die 
Red.) sofort, der Rest In Bons betohIt 
wird. Dos Kopitol von diesen Bon. wird 
auf die Industrie d'rientiert.. 

e) SdluLz und F6rdef\Jng von Orgonl. 
satlonen des gesetlschoftlidlen Eigen­
tums für die Bodennullung. 
(2) Unverzüglidle Enteignung der agro­
industriellen Komplexe on der Kuste 
und Obergabe on die in Genossen­
schdlten organisier1en Werkt6tigen. 
(3) Sdloffung Mr notwendigen Verwol­
tung.- und Justltorgone. 

S. O...a ... nedtt 
6. BetriebSt.form 
7. Indu.trle 
•. Bergbau 

0) Situotion 

(l) Fou die Gesamtheit des Abbaus, 
der Raffination und Kommerzloll.lerung 
beflnd.t sich In den H~nden groSer 
ousl~ndlsch.r Gesell.dloften. 
(2) Die Gesetzgebung erloubt es den 
Konlellion~ren, die Vorkommen unbe­
grenzt in Reserve zu holten, ohne sie 
abzubauen, wobei nur geringe Steuern 
gelohlt werden. 
(3) Die große Mehrzohl der Minera · 
lien wird exportiert, ohne da8 eine 

wertsteigernde Beorbeltung .tattfindet . 
(4) Die KontesslonCire benuUen die 
Kommerzlolisief\Jng als Werkzeug. um 
Von:ommen, die sie In onder.n l~n­
dern besiaen. zu finanll.ren, und als 
ein Mittel der Steuerhinterziehung, in­
dem sie zu niedrigen Preisen on die 
.Muttergesellsdloften· verkaufen. 

U) Den Konlessionllren werden über· 
triebene Steuer- und Weduelgarontien 
lugesicher1, obwohl dadurch keine 
neuen Investitionen vorgenommen wur· 
den. 
(6) 0 1. Bedingungen für Sicherh.it und 
Wohlstand de, BergorbeUe,. .Ind sehr 
mangelhaft. 

b' Ziel 
Maximale Entwicklung de, Bergbaus im 
Dienste dei landes und unter Vorhe"· 
sdloft des Staates. 

e) Aktionen 

(1) Verpflichtung der Konzesslona,.. die 
Vorkommen unvenugllch obzubauen, 
ansonsten Entzug der Konzession . 
Sicherung des künftigen Abbaus durch 
ein System des .Sdlutzes der Arbeit". 

(2) Der Staat übernimmt den Abbau, 
die Raffination und dl. Kommertloll· 
Iierung der gro8en Vorkommen. 
(3) Reduzlef\Jng des Anreites auf ver­
nünftige Grenzen. 
(4) F6rderung der minerologischen Er· 
forschung unseres Territoriums. 
(5) Würdigung des Bergarbeiters durch 
Erhöhung seiner Sidlerheit und leines 
Wohlstandes. 
(6) Schaffung eines soliden staatlichen 

Unternehmens. dos olle Aktlvll6ten des 
Staates Im Bergbau wohmlmmt 

0' Situation 

(1) Die Flsdler.1 d ient lost ousldllleß · 
IIch der Produktion von Flsc:flmehl; die 
Flscherel für den m.nsdltlc:flen Bedorf 
wird vetnachl6sslgt, was sidl nadltelllg 
10r die Volksernahrung ouswirkl 

(2) Nationale und ausland lsdle Modlt­
gruppen kontrollieren dos gesamle 
FIschereiwesen, besonders die Kam ­
mertloll,lerung. 
(3) 01. Beiriebe welsen ernste struk­
turelle UnJulönglichkeiten auf, vor 01· 
lem durch .In Oberrna8 on Instometter 
KopotUat. 
(4) Mangelnde Betefllgung. OrlenUe· 
rung und Kontrolle des Flsdler.iwesens 
stoatlicherselt. troLz de.sen großer Be­
deutung lar die Wirtschaft des landes. 

bl Zi.1 

Aussc:fl6pfung des FI.dlrelc:fltum. des 
lo~es bel denen gleldlzeltlgem 
SdluLz. Der Staot sldlerl sich dos Fong­
recnt, in graBem Umfang die Veror­
beltung s.owle da. AuBenhQndelsmono­
pol. 

e) Aktionen 

(1) Sdloffung eines Ministerium. für 
FIschereiwesen. 

1"'"'''' Juon V.IQsca AlvQrodo 

(2) Sdlaffung von slQatlidlen Organen 
lür den FQng. für d ie in groBem Um· 
lang erfolgende Verarbeitung und 10. 
den Außenhandel mit ollen Meeres· 
produkten. 
(3) Rationalisierung der industriellen 
Flscflerel und Reduzierung der Obermll· 
81g Installierten Kapozität. 
(4) Maximale Förderung der FlsPler.1 
fur den menschlichen Bedarf Im lande 
und lur den Export. 
(5) Sdlaffung einer InfrQstf\Jktur. die 
der moulven Ausbeutung der Meere.­
re.efVen ongemenen Ist. 
(6) Anschaffung .Iner Flotte fOr den 
TrQnliport des Fischreidltums. 
(7) Kans.olidierung des Industrlerwelges 
und ErtH:Ihljng seiner Produktivität. 
(8) Entwicklung der wissenschaftlichen 
und technologischen Farsdlung. 
10. EI",rilitlt 
t!. Tourismus 
12. HSlnd. 1 

0' Situotion 

(1) Der Außenhandel b.findet .Ich in 
den Handen kleiner wirtsdloftlldlef 
Modltgruppen . 
(2) Der Import wird IIberQI und ohne 
Beschrentunlil gehandhQbt und erla ubt 
den Abflu8 von Devisen. 
(3) Die Spekulation und die übergroße 
Zahl wan ZwisdlenhClndlern erh6ht die 
Preise flir die Produkte. 
(4) Unlureldlende Infrastruktur beim 
Handel. 
(5) Au.breil\jng des Sdlmuggel. und 
anderer Formen deli illelilalen Handel,. 
(6) Mangelnde Einheit in der leitung 
und stoatlidle" Kontrolle der kammer· 
zlellen Aktjvit~ten . 

bl Ziel 

Aufbau eine. Systems, das eine Kom· 
merzlallslerung der Waren erm6gllcht 
und der Bev6lk.rung sowie der Ent· 
wiclclung dei londes entsprIcht. Der 
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Staal wird den Außenhandel wirtschaft· 
IIdl bedeutender I"rodukte übernehmen. 

e) Aktionen 

(1) Schaffung staatlicher Orgene, dl. 
Clen Außenhandel übernehm.n, 

(2) Förderung eines mall malen Elporu 
nldlt troditlaneller Produkte. 
(l) Elnschrönkung des Imports von Wo_ 
ren. die für dIe Bevölkerung und dl. 
Entwicklung nrcht unmlttelbCl' erford.r· 
lich sind. 
( .. ) Entwicklung einer entsprechenden 
Infn;lStruktur. 
(.5) Verringerung der ZaM der Zwischen· 
hÖndler. 
(6) Bekömafung des Schmuggels und 
der Spekulation. 

(7) Förderung des Binnenhandels In 
genossenschaftlichen Farmen. 
(8) Schaffung eines Handelsminbte· 
rlums. 
13. Traniportwe.en 
14. Kommunikotionswe.en 
U. OHentliche Finanlen 
16. Währungs' und KreditSfst.m 
17. Zahlungsbilanl 
11. Wis .. nsdlCdtllc:he und technologi· 
sette Fonc:hunv 
'9. Bildung.r.form 

al Siluatlon 

(1) Dos Bildungswesen ist bewußt dar­
auf gerichtet, die groBe Mehrheit .zum 
Zweck der Ausbeutung In Unwissenheit 
IU holten. 

(2) Geringe Ergebnisse Im Vergleich IU 
den hohen getötigten Investitionen. 

(3) Das Sc:hulJYstem ' ist wenig fIeltibei 
und betilckslchügt nicht die nationale 
ftealltat. 
(4) Die wirtschaftliche und belllfUche 
Slhlatlon der lehrer sieht nicht Im Ein· 
klang mit Ihrer hohen MIssion. 
(5) Obertrlebene Bürokratie und poil· 
f"Ierte Lehrerscheft (gemeint Ist hier die 
sklrke geistige Bindung on das korrupte 
Regime - die Red.) . 

b111ef 

Ein BIldungswesen im Dienste der ge­
s.amten Bev6lkerung. dos ein., umfas­
sende Bildung des Menschen goran· 
tlert, den die neue peruonlsche Gesell· 
schaft braucht. 

c) Aktionen 

(l) Strukturveröndelllng Im Bildungs' 
_.en. Sd-Iaffung eines grundlegend 
humanistischen Systems mit den fol· 
genden Charakteristika: 
0) Hervorhebung der Menschenwürde 
und Anerkennung des Redlls auf Bil­
dung für alle Menschen ohne Jegliche 
Diskriminierung. 
b) Orientierung des Erziehungswesens 
auf die Arbeit, die als Mittel lur völli­
gen Entfaltung des Menschen angese· 
hen wird. 
cl Donoch IU streben, daß olle Schlch· 
ten der notlonalen Gemeinschaft doron 

teilrtehmen. 
d) FlexlbIUt6t. um elne Anponung on 
(tle BedDrfn' .se der nt Ertlehent:ien ous 
den vers~ edenen Regionen und Zonen 
des lar .es nt erreichen. 
e) Fortsch,..ltende Einführung der Schul· 
geldfrelhelt. 
f) 8nbezlehung der Unlvenltöt In ein 
outonomes SYStem. 
(2) UmllnlkturieNng des Sektors, um 
die Reform durchfahren zu kannen. 

(3) Würdigung der Lehrer, SlmeNng 
Ihrer beruflichen Aus- und Welterbll · 
dung und einer wlrtschoftllchen Sltua· 
tlon, die Ihrer hohen Mlulon entspricht. 

(4) EInrichtung eines: Museums fOr Kul· 
tur, dos die "r5chledenen Ausdrucks v 

formen der Notlonolkultur ollen IU' 
g6ngllch macht. 
.20. WohnunglWften 
2f. Gesundheitswesen 
a1 SitucrtJon 

(1) Konzentration des medizinischen 
Dienstes ouf die wro5en Stlldte und 
absolute Vemachlllsslgung dei übrigen 
Gebiete des landes. 
(2) Fehlen der prophyloktlschen MecH­
zin und der Rehabllitotlon. 

(3) Fehlendes Nützlichkeitsprinzip Im 
Bereich der privaten Medilln sowie bei 
der Produktion und dem Handel mit 
Medikamenten. 
(4) Unzureichende und unongemeSSene 
Infrastruktur. 

b) Ziel 

Sodol ousgerichtete Medizin Im Dien­
ste aer gesamten Bev6lkerung. 

cl Aktionen 

(1) Planung und Integration der Aktlvl· 
t6ten Im Gesundheltswe$8n nach so­
Ilolen Kriterien und unter Elnbeliehung 
der geiOmlen Bev6lkerung. 

(2) Rationollslerung bei der Ausbildung 
und Beschöftlgung von medizinischem 
Hllfspersonol. 
(3) Entwicklung der Infrostrukhlr. 
(-4) Umfassende Produktion von Medl· 
kamenten im lande. 
(5) Einfühlllng eines medizinischen 
Oremtes auf dem Lande, der fOr Ab· 
solventen obligatorisch Ist und unent· 
geltllch geleistet wird. 
(6) Förderung der technischen und ...ns· 
senschahlichen Forschung. 

22. Arbeit und sozIat. SIcherheit 
23. Die peruonlsche Frau 
2C, Preueftetheit 
25, Mitbestimmung d ..... &lkerung 

0) Situation 

(1) Fast die gesomte Bev61kerung ist 
willkürlich von der lösung der sie be­
treffenden Probleme ausgeschlossen. 
(2) Oie Entscheldungsgewolt über olle 
Aktivitäten der B .... älkelllng konzentriert 
sich auf privilegierte Minderheiten, die 
sich ihrer lum eigenen Nutzen oder 
zum Nutzen von InteressengIlIppen be· 

dienen. 
(l) Mongelndes Interesse der . Bev&lk.­
runQ an der Mitbestimmung. 

b) Ziel 

Tatkr6ftige und freie Mitbestimmung 
oller Mönner und Frauen on den Ak· 
tlvltäten, die die nationale Entwl~ung 
erfordert, ohne den Einfluß ImpOrtierter 
Ideologien. 

cl Aktionen 

(1) Förderurtg des fre{en ZUlOmmen. 

schlusses von Personen fOr die Errei· 
chung ihrer gemefns.amen Ziele. 

(2) Vorbereitung der 8evlllhlllng ouf 
die tatkräftige Mitwlrtunlil on ollen Ak· 
tlvltllten Ihrer Vereinigungen. 
(3) Richtung_lsende Anlelhlng dieser 
Vereinigungen, um deren MIßbrauch 
durd! Minderheiten oder ousl6ndl5che 
IntereS5engNppen zu verhindern. 

( .. ) Schaffung der erfo.rderllchen Or· 
gone. um die Mllbestln'lmung der Be· 
v&lkelllng zu erfelchtern. 

26. kontroll_ der Verwoftung Mt.ntll­
dUlt Mittel 

27. Reform der Iffentllchen Verwaftunt __ 

21. lustbg •• olt 

29. GeMbgebende Funktion 

WlIhrend eineinhalb Jahrhunderten re· 
publikanlschen Lebens w« die Arbeit 
der legislotlven Gewalt für dos Lond 
negativ und schwankte zwischen Ob· 
slJuktlonlsmus und Unterwürfigkeit. Dar· 
on konnten auch die hervorragenden, 
doch Isolierten Aktionen berühmter Par. 
lamentarier nichts /!Indem. 

Die Revolutlan6re Regierung wird die 
notwendigen Vetillnderungen vomeh­
men, um die Wirksamkeit d.r gesetz­
gebenden Gewolt zu sichern. 

30. Verfauung 

Eine neue Politische Verfassung wird die 
Gesetze festigen und die von der R.vo. 
lutlon errelmten wesentlichen und un­
umkehrboren Ver6nderungen Instltutlo· 
nallsleren. 

31. Streltbtifte 

Uma, den 3. Oktober tNi 

luan Velaseo Atrarado 
Oi'fIJionsgeneral 

PriiJident dei CCFA (Vereinigtes Kom· 
mondo der Streitkräfte - die Red.) 
und Obeftommandlerender d.r land­
streitkräfte 

IQuene: Cornit. da AleJOramlento da 
10 Presidenda d. 10 Repciblica (COAP). 
Umafl'..-u - 1974) 

••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
26 



Kurzinformation 

Bertrand RusseIl Tribunal 11 

Vom 11 . bis 18 . Januar 1975 tagte in Brüssel 

das "Russell - TribUJlal uoer die Unterdrückung 
in Lateinamerika". 

Erstmals .... ar das "RuBsell-Tribunal I" auf 

Initiative des (1970 verstorbenen) Philoso­
phen Bertrand Russell 1967 in Stockholm und 

Roskilde zusammengetreten . Es hatte sich zum 
Ziel gesetzt , das "Verbrechen des Schwel gens" 

über die amerikanischen Kriegsverbrechen in 
Vietnam zu beenden. 

Seit 1971 hat das "Bertrand Russell - Tribunal 
11" die UnterdrückWlg in Lateinamerika zum 

Gegenstand . Es wurde von dem italienischen 

Senator Lelio Basso vorbereitet . Das RusselI ­
Tribunal 11 orientierte zunächst allein auf 
Brasilien - doch wies der blutige Putsch in 

Chile die Notwendigkeit , ganz Lateinamerika 
zum Thema des Tribunals zu machen . 
Die Brüsseler Tagung des "Russell-Tribunals 
11" vom Januar d . J . sprach die Regierungen 
Guatemalas, Haitis, Paraguays und der Domi­
nikanischen Republik der fortgesetzten schwe­
ren Verletzung der Menschenrechte schuldig . 
Zugleich bekräftigte die Jury des Tribunals 
das auf seiner ersten Sitzung in Rom ausge­
sprochene Urteil uoer die Regierungen Brasi­
liens , Chiles, Uruguays und Boliviens . 

Breiten Raum nahm die Untersuchung der Ma­
chenschaften der multinationalen Konzerne, 
der Regierung und des Geheimdienstes der USA 
in Lateinamerika ein , insbesondere ihre ver­
brecherische Rolle beim faschistischen 
Putsch in Chile . 

Das Tribunal wandte sich in einem Appell 
"an die Arbeiterklasse und ihre Gewerk-

Zu den prominent • • t e n Gäeten dee Ru eee11_Tribuna1. 
in BrU.s.l ~ähl ten Isabelle und Hortens ia Allend • • 

sChaItsorganisationen in der ganzen Welt, 
vereint mit anderen Volkskräften den pOliti­
schen und axonomischen Kampf gegen die Re­
gierungen zu verstärken , die für das verant­
wortlich sind , was in Lateinamerika ge­
schieht, sowie gegen die multinationalen Ge­
sellschaften, die wie Teilhaber dieser Regie ­
rungen auftreten . " 

Zimbabwe 
Der forcierte Entkolonialisierungsprozeß in 
Mo~ambique und AngOla , das Erstarken der Be­
freiungsbewegungen in Zimbabwe (Rhodesien) , 
der Republik Südafrika (RSA) und Namibia so ­
wie die eindeutigen Beschlüsse der UNO haben 
die Rassistenregimes Smith und Vorster der­
art in die Enge getrieben , daß sie in hekti­
schen Aktionen zu retten versuchen , was noch 
zu retten ist . Verstärkt eingeschaltet ba­
ben sich in diesen Prozeß die imperialisti­
schen Staaten, als deren Emissär der briti ­
sche Außenminister Callaghan während seiner 
jüngsten Reise im Südlichen Afrika auftrat . 

lan Smith sah sich gezwungen, die Präsidenten 
der Befreiungsorganisationen ZAPU (Zimbabwe 
African Peoples Union) und ZANU (Zimbabwe 
African National Union) , Joshua Nkomo und 
Ndabaningi Sithole, nach 10jähriger Haft frei­
zulassen und mit ihnen sowie den Repräsentan­
ten des AHC (African National Council) und 
der FROLIZr (Front of the Liberation of Zim­
babwe) Verhandlungen einzugehen . 
Doch auch auf diesem Weg gelang es Smith und 
Vorster niCht, eine Anerkennung ihrer Apart­
heidpolitik zu erreichen: Im Gegenteil , die 
Positionen der Befreiungsbewegungen wurden 
·vor allem dadurch gestärkt , daß eine politi­
sche und organisatorische Einheit wie nie 
zuvor erzielt werden konnte . ZAPU, ZANU , FRO­
~ZI und der AHC, der als einzige Organisa­
tion in Rhodesisn nicht verboten ist, kamen 
überein , sich im AHC zusammenzuschließen . 
Innerhalb von 4 Monaten soll ein Kongreß or­
ganieiert werden , auf dem eine veränderte 
Verfassung des AHC angenommen , eine neue 
Führung gewählt und ein politisches Grund­
satzprogramm beraten werden soll . 
In dem gemeinsamen Abkommen, das die Reprä­
sentanten der Befreiungsbewegungen J . Nkomo 
(ZAPU) , N. Sithole (ZANU), Bishop A.Muzorewa 
(ARC) und J . Chikerema (FROLIZI) unterzeich­
neten, wird bekräftigt , "daß es unerläßlich 
ist , mit Waffengewalt und anderen For~en bis 
zur Befreiung Zimbabwes zu kämpfen . " 
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BRDIRSV 
Nach wie vor betreibt die Bundesregierung 
eine Vietnampolitik im Fahrwasser des groBen 
Brudere USA . In Genf verhinderten am 6 . 2.1975 
die Vertreter der USA, unterstützt von der 
Bonner Delegation und anderen NATO- Staaten, 
die gleichberechtigte Teilnahme der Proviso­
rischen Revolutionären Regierung (PRR) der 
Republik Biidvietnam an der "Diplomatischen 

Konferenz zur Bestätigung und Entwicklung 
des internationalen Rechtes hinsichtlich be­
waffneter Konflikte" (Kriegsrecbtskonferenz) . 

Bereite einige Tage vorber hatte die Bundes­
regierung ihre feindliche Haltung gegenuosr 
der PRR unterstrichen : In einem Rückfall ge­
genüber bisherigen Positionen verweigerten 
Bonner Behörden dem Vertreter der PRR, Duong 
Dinh Ba, die Einreissgenehmlgung in die BRD . 
Ba wollte auf einer Kundgebung der "Initia­

tive Internationale Vietnam- Solidarität" 
( I IVS) am 25 . Januar 1975 in Essen über die 
Haltung seiner Regieruug zum Pariser Vietnam­
abkommen und über die aktuelle Lage in Süd­
vietnam berichten. Während der FRR-Vertreter 
in der Vergangenheit bereits sechsmal die 
ERD besucht hatte, teilte man ihm nun mit, 
man habe immer gedacht , er hätte einen PaS 
der Saigoner Behörden vorgelegt, nun aber 
sei man darauf gekommen , daS es sich ja um 
einen PRR- PaB handele. Die Fadenscheinigkeit 
derartiger Ausroden wird vor allem angesichts 
der Tatsache deutlich, daS Duong Dich Ba frü­
her nicht nur mit einem Einlege- Visum einge­
reist war, sondern im Jahr 1974 auch einen 
Stempel zum verlängerten Aufenthalt in der 
BRD i n se~en PaS erhalten hatte . Sprecher 
der I IVS werteten diese verschärfte Bonner 

Haltung als eine erneute Treuebekundung ge­
genuoer der US- Regierung und dem Saigoner 
Regime, die für die eskalierten Kriegshand­
lungen der jüngsten Zeit in Südvietnam die 
Verantwortung tragen. 
Anders als die Bundesregierung reagierte die 
von Sozialdemokraten geführte schwedische Re­
gierung auf die ständigen Verletzungen des 
Pariser 'lietnamabkommena durch die US-Imperia­
listen und ihre Marionettenregierung unter 
Thieu . Schweden brach die diplomatischen Be­
ziehungen zum Saigoner Regime ab. Nun wird 
Südvietnam in Schweden durch die PRR reprä­
sentiert, deren Informationsbüro vor kurzem 
in den Status einer Generalvertretung erhoben 
und damit diplomatisch aufgewertet wurde . 
Eine we~tere sozialdemokratische Partei in 
Europa hat sich - im Gegensatz zur SPD - den 
Auffassungen der skandinavischen Sozialdemo­
kratie in Bezug auf Vietnam angeschlossen . 
Die Fraktion der sozialistischen Partei der 
Arbeit in der niederländischen Abgeordneten­
kammer, die einen starken Einfluß auf die 
Regierungspolitik ausübt, bat die Anerken­
nung der PRR durch die Regierung in Den Haag 
und den Abbruch der Beziehungen zum Thieu­
Regime gefordert: 

"Die niederländischen Sozialisten sind der 
Auffassung, daß die Provisorische Revolutio­
näre Regierung von Süd-Vietnam nach dem Völ­
kerrecht tür eine diplomatische Anerkennung 
in Frage komme . Sie beschuldigten Thieu , das 
Abkommen von Paris nicht eingehalten zu ha­
ben . Freie Wahlen hätten nicht stattgefunden, 
und das Regime ~ ~igon werde nur von einem 
Bruchteil des südvietnamesischen Volkes un­
~erstützt, " 
meldete dazu (ne "Frankfurter Rundschau" vom 

5·2.1975 · 

De r Wid erstand im 
Machtbe rei ch Thieu. 
wäc hst : 
I n Saigon verbrenne n 
a ufgebrac hte De mon ­
st r an t e n ein e Pupp e , 
die den Dik tato r mi t 
Dollarnoten in der 
Ta.ehe ~eigt . 
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